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Wichtige Informationen

DIE VERSICHERUNG
MIT DEM PLUS.

Vertragsgrundlagen

Vertragsgrundlagen sind der Antrag, die gesetzlichen Bestimmungen sowie die in diesem
Versicherungsschein aufgeführten Allgemeinen Versicherungsbedingungen und besonderen
Vereinbarungen.

Versicherungsdauer

Beträgt die vereinbarte Versicherungsdauer mindestens ein Jahr, so verlängert sich der Vertrag
jeweils um ein Jahr, wenn ©r nicht schriftlich gekündigt wird. Die Kündigung muss spätestens drei
Monate vor dem Ablauf der anderen Partei zugegangen sein.

Vorläufige Deckungszüsage

Eine etwa erteilte, vorläufige Deckungszusage erlischt rückwirkend,Jalls der im Dokument
erhobene Beitrag nicht unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von 8 Tagen gezahlt wird, auch
wenn der Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

Widerspruchsrecht gegen Werbung oder Markt- oder Meinungsforschung

Sie können der Verarbeitung oder Nutzung Ihrer persönenbezogenen Daten für Zwecke der
Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft
widersprechen. Dieser Hinweis ist nach dem Bundesdatenschutzgesetz auch dann erforderlich,
wenn Sie bereits widersprochen haben.

Abschriften

Der Versicherungsnehmer kann jederzeit auf seine Kosten Abschriften der Erklärungen fordern,
die er bezüglich'des Versicherungsvertrags abgegeben hat. Er hat der Gesellschaft die Kosten
hierfür zu erstatten.
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HaftpflichtPolice
Police Nr. 407 84 348076388
Versicherungsschein

§

Beginn
Vereinbarungen/Hinweise gültig für
alle Verträge dieser Police:

12. 03. 2019

Die vollständigen Bedingungs- und Klauseltexte enthält das
Bedingungsheft zu dieser Police.
R+V Allgemeine Bedingungen zur Police (M LHAAT1010) Ausgabe
10/2010
Informationspflicht, wenn wir Daten Dritter von Ihnen erhalten
Sanktionsklausel
Merkblatt zur Datenverarbeitung
Hinweise zur vorvertraglichen Anzeigepflicht und zu
Obliegenheiten
Makler - Klausel MMAOINK1
Bündelnachlass
Informationen bei allen Versicherungszweigen laut § 1 der
Verordnung über Informationspflichten bei
Versicherungsverträgen (WG-lnfoV) Ausgabe 11/2012

Der Versicherungsschutz ergibt sich

Vertrag

HV01 D&O Versicherung
Jahresbruttobeitrag

Zahlungsweise

Hauptfälligkeit

Beitragsrate

Mit freundlichen Grüßen
R+V Allgemeine Versicherung AG .

ŷ fv

aus folgenden rechtlich selbstständigen Verträgen:

Jahresbrutto-
beitrag in EUR

616,43
616, 43

Status

neuab12. 03. 2019

Dr. Edgar Martin

jährlich zum 12. 03. eines jeden Jahres

am 12.03. eines jeden Jahres

616,43 EUR nach aktuellem Stand einschließlich
Versicherungsteuer

(.Art. M^ktC
Julia Merkel

§
Vorsitzender des Aufsichtsrats; Generaldirektor Dr, Norbert Rollinger. Vorstand: Dr. Edgar Martin|Vorsitzender;

Jens Hasselbächer, Tillmann Lukosch, Julia Merkel, Marc Rene Miohallet,
Sitz: Wiesbaden, Handelsregister Nr, HRB 2188, Amtsgericht Wiesbaden, USt-ldNr. DE 811198334.

DZ BANK AG, IBAN DE21 5006 0400 0008 0122 47, BIG GENODEFFXXX
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Beginn

Ablauf

12.03.2019 00:00 Uhr

12.03. 2020 00:00 Uhr

Der Vertrag verlängert sich um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem
Vertragspartner spätestens 3 Monat(e) vor Vertragsablauf eine
Kündigung zugegangen ist. Die Kündigung durch den Versicherer
mussln Schriftform, durch den Versicherungsnehmer in Textform
erfolgen.

Risikoträger

Vereinbarungen/Hinweise

R+V Allgemeine Versicherung AG

für den gesamten Vertrag:
Die vollständigen Bedingungs- und Klauseltexte enthält das
Bedingungsheftzu dieser Police.

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Vermögensschaden-Haftpflichtversichemngvon
Unternehmensleitern und Leitenden Angestellten (ULLA) -
HVD 101807/16

Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherungyon
Unternehmensleitem und Leitenden Angestellten - Persönliche
D&O (ULLA-PS) - HVD102009/16

Wesentliche Leistungserweiterungen, Entschädigungsgrenzen
und Selbstbeteiligungen sind der beigefügten Leistungsübersicht
zu entnehmen.

Jahresnettobeitrag aller Positionen einschließlich nachstehender Zu- und Abschläge
zuzüglich Versicherungsteuer
Jahresbruttobeitrag HV01 D&O Versicherung

518,01 EUR
98,42 EUR

616,43 EUR
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HaftpflichtPolice
Nr. 407 84 348076388 Versicherungsschein
Vertrag HV01 D&O Versicherung

R+V Allgemeine Versicherung AG

Raiffeisenplatz 1
65189 Wiesbaden
Seite 2
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Versicherungssummen
je Versicherungsfall
je Versicherungsjahr

Position 1 (2)

Beginn
Vereinbarungen/Hinweise

Beitragsberechnung
Mandat
Beitragssatz

Mindestbeitrag

für die D&O-Versicherung
250.000 EUR für Vermögen sschäden
höchstens
250. 000 EUR für Vermögensschäden
soweit bei den Risiken und in der Leistungsübersicht keine
anderen Summen vereinbart wurden.

Vermögensschaden-Haftpflichtversicherungfür
Unternehmensleiter und leitende Angestellte
- Persönliche D&O -
Versichert sind foldende Mandate:

Mandat:
I. RE-STARTgAG

Tätigkeit:
Aufsichtsratmitglied

12.03.2019 00:00 Uhr
Die vollständigen Bedingungs- und Klauseltexte enthält das
Bedingungsheft zu dieser Police.

1

je Mandat
0,0100 EUR 0,01 EUR

518,00 EUR

Jahresnettobeitrag einschließlich der vertraglichen Zu- und Abschläge
Jahresbruttobeitrag einschließlich Versicherungsteuer

518,00 EUR
616,42 EUR
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Versicherungssummen
je Versicherungsfall
je Versicherungsjahr

Position 2 (3)

Beginn
Vereinbarungen/Hinweise

Beitragsberechnung
Wagnis
Beitragssatz

für die D&O-Versicherung
250. 000 EURfürVermögensschäden
höchstens
250. 000 EUR fürVermögensschäden
soweit bei den Risiken und in der Leistungsübersicht keine
anderen Summen vereinbart wurden.

Freistellung von Schadenersatzleistungen (Geschäftsleitung
und leitende Angestellte)
12.03.2019 00:00 Uhr
Die vollständigen Bedingungs- und Klauseltexte enthält das
Bedingungsheftzu dieser Police.

1

je Wagnis
0,0100 EUR 0,01 EUR

Jahresnettobeitrag einschließlich der vertraglichen Zu- und Abschläge
Jahresbruttobeitrag einschließlich Versicherungsteuer

0,01 EUR
0,01 EUR
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Allgemeiner Teil zur Police (AT)

Inhaltsverzeichnis

1. Vertragsgrundlagen
2. Beginn des Versicherungsschutzes, Vertragsdauer
3, Beitrag
4. Änderung der Beitragsbemessungsgrundlagen
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7. Wegfall des versicherten Interesses
8. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen
9. Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand
10. 'Verjährung
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Allgemeiner Teil zur Police (AT)

1. Vertragsgrundlagen

Dieser Allgemeine Bedingungsteil gilt für alle, rechtlich selbstständigen Verträge der
Versicherungspolice, sofern in den vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen nichts
Abweichendes geregelt ist.

Im Übrigen gelten die gesetzlichen Vorschriften, insbesondere die Bestimmungen des
Versicherungsvertragsgesetzes.

2. Beginn des Versicherungsschutzes, Vertragsdauer

2. 1 Beginn des Versicherungsschutzes
Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der Regelung in 3. zu dem im
Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt.

2. 2 Dauer und Ende des Vertrags
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der Vertrag um jeweils ein
Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen
Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist.
Die Kündigung durch den Versicherer muss in Schriftform, durch den Versicherungsnehmer in
Textform eri'olgen. Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne
dass es einer Kündigung bedarf zum vorgesehenen Zeitpunkt.

Der Vertrag kann bei einer Vertrag slaufzeit von mehr als drei Jahren nach
Versicherungsvertragsgesetz §11, Absatz 4 (WG), gekündigt werden.

3. Beitrag

3. 1 Beitrag und Versicherungsteuer
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Versicherungsnehmer in
der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten hat,

3.2 Fälligkeit des ersten oder einmaligen Beitrags
Der erste oder einmalige Beitrag wird, unabhängig von dem Bestehen eines Widerrufsrechts,
sofort nach Zugang des Versicherungsscheins fällig, jedoch nicht vor dem im
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn.

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungsbeginns vor Vertragsschluss, ist der erste oder
einmalige Beitrag sofort nach Vertragsschluss zu zahlen.
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate
des ersten Jahresbeitrags.

3. 3 Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu
einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Solange
der Beitrag nicht gezahlt ist, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten.

Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu
vertreten hat.

Seite 3 von 51
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3.4 Fälligkeit des Folgebeitrags
Der Folgebeitragwird am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

3.5 Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung des Folgebeitrags
Wird ©in Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer ohne Mahnung in
Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat.

Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine
Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss.

Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz und gleichzeitig kann der
Versicherer ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach
3.5, Satz 2, darauf hingewiesen wurde.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines
Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen
dem Zugang der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein
Versicherungsschutz.

3.6 Teilzahlungen und Folgen bei verspäteter Zahlung
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die noch ausstehenden'Raten sofort
fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate in Verzug ist. Ferner kann der
Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen.

3.7 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn
der Beitrag zum Fälligkeitszeitpunkt eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.

Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer nicht
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer
in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

Hat der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist
der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen.

4. Änderung der Beitragsbemessungsgrundlagen

Über die gesetzlichen und einzelvertraglichen Obliegenheiten hinaus hat der
Versicherungsnehmer nach Aufforderung mitzuteilen, ob und welche Änderungen des
versicherten Risikos gegenüber den zum Zweck der Beitragsbemessung gemachten Angaben
eingetreten sind. Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu
machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen.

5. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

Verletzt der Versicherungsnehmer eine vertragliche Obliegenheit vorsätzlich oder grob fahrlässig,
so kann der Versicherer nach Maßgabe der §§ 23 bis 28 und 82 WG leistungsfrei zur Kündigung
oder Beitragserhöhung berechtigt sein.

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverietzung ist der Versicherer jedoch zur Leistung
verpflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des
Versicherers ursächlich ist.
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6. Mehrfachversicherung und Überversicherung

s

§

61 Mehrfachversicherung
Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Gefahr versichert
(Mehrfachversicherung, §§ 77 ff. VVG), ist verpflichtet, dem Versicherer die andere Versicherung
unverzüglich mitzuteilend In der Mitteilung sind der andere Versicherer und die
Versicherungssumme anzugeben.

Ist die Mehrfachversicherung zustande gekommen, ohne dass der Versicherungsnehmer dies
wusste, kann er binnen eines Monats, "nachdem er von der Mehrfachversicherung Kenntnis
erlangthat, die Aufhebung des später geschlossenen Vertrags oder eine Reduzierung der
Versicherungssumme verlangen. Die Erklärung wird in dem Zeitpunkt wirksam, in dem. sie dem
Versicherer zugeht.

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 28
WG zur Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers wird mit
Zugang wirksam.

6. 2 Überversicherung
Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten Interesses erheblich, so kann
sowohl der Versicherer als" auch der Versicherungsnehmer nach Maßgabe des § 74 WG die
Herabsetzung der Versicherungssumme und des Beitrags verlangen.

Hat der Versicherungsnehmer die Überversicherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch
einen rechtswidrigen'Vernnögensvorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer
steht der Beitrag'bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden
Umständen Kenntnis erlangt.

7. Wegfall des versicherten Interesses

Der Versicherungsschutz für das versicherte Interesse endet zu dem Zeitpunkt, zu dem der
Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse nach dem Beginn der
Versicherung weggefallen ist. Dies gilt für einzelne Verträge der Police sinngemäß. Endet das
Versicherungsverhaltnis vor Ablauf der Versicherungsperiode oder wird es nach Beginn
rückwirkend'aufgehoben oder von Anfang an wegen arglistiger Täuschung nichtig, so steht dem
Versicherer der Beitrag oder die Geschäftsgebühr nach Maßgabe der §§ 39 und 80 WG zu.

8. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderungen

Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind in Textform abzugeben,
sofern nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. Sie sollen an die Hauptverwaltung des
Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig
bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden.

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift oder seines Namens dem
Versicherer nicht mitgeteilt, findet § 13 WG Anwendung.

9. Anzuwendendes Recht und Gerichtsstand

§

Auf die in dieser Police abgeschlossenen Verträge findet ausschließlich das Recht der
Bundesrepublik Deutschland Anwendung.

§

l
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Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis ist der Hauptsitz des Versicherers maßgeblich,
soweit gesetzlich kein ausschließlicher Gerichtsstand vorgeschrieben oder in den Beso'nderen
Teilen etwas Abweichendes vereinbart ist.

10. Verjährung

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jähren.
Die Verjährung beginnt mit dem Schlussdes'Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und der
Gläubiger von den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners Kenntnis
erlangt oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen müsste.

Ist einAnspruch aus dem Versrcherungsvertragbei dem Versicherer angemeldet worden, zählt
bei der Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung und Zugang der in Textform.
mitgeteilten Entscheidung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht mit.'
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Bündelnachlassklausel

In der Berechnung der Beiträge ist folgender Bündelnachlass je Vertrag berücksichtigt:

Anzahl der Verträge 1

0%
2-3
5%

4-5
10%

6-7
15%

8-9
20%

ab 10
25%

Ändert sich dis Gesamtzahl der rechtlich selbstständigen Einzelverträge dieser Police, so erhöht
sich der Bündelnachlass je Einzelvertrag ab Einschluss eines weiteren Einzelvertrages bzw.
reduziert sich der Bündelnachlass ab Ausschluss eines Einzelvertrages.

s
5

i

§
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Maklerklausel ohne Inkassovollmacht
01. 01. 2012 Seite 1

kler

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler ist bevollmächtigt, Anzeigen und
Willenserklärungen des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er ist durch den
Maklervertrag verpflichtet, diese unverzüglich an den Versicherer weiterzuleiten.
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Verbraucher-lnfo
01. 11. 2012. Seite 1

Informationen bei allen Versicherungszweigen laut § 1 der Verordnung
über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG - InfoV)

Inhaltsverzeichnis
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Verbraucher-lnfo
01. 11. 2012 Seite 2

Informationen bei allen Versicherungszweigen laut §1 der Verordnung
über Informationspflichten bei Versicherungsverträgen (VVG - InfoV)

Ausgabe 11,2012

Risikoträger

Die aufgrund Ihres Antrags abgeschlossenen Versicherungen sind rechtlich selbstständige,
voneinander unabhängige Verträge. Den Risikoträger des jeweiligen Versicherungsvertrags
finden Sie im Antrag bzw. Versicherungsschein.

R+V Allgemeine Versicherung AG, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden
vertreten durch den Vorstand, Vorstandsyorsitzender: Dr. Norbert Rollinger
Handelsregister Nr. HRB 2188 Amtsgericht Wiesbaden, Umsatzsteuer-ID-Nr.'DE 811198334
Die R+V Allgemeine Versicherung AG betreibt alle Zweige der Schadens-, Unfall- und
Rückversicherung sowie die Vermittlung von Versicherungen aller Art.

KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG, Heidenkampsweg 102, 20097 Hamburg
vertreten durch den Vorstand, Vorstandsvorsitzender: Dr. Norbert Rollinger
Handelsregister Nr. HRB 76536, Amtsgericht Hamburg, Umsatzsteuer-ID-Nr. 'DE 218618884
DjeKRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG betreibt alle Sparten, die unter die Bezeichnungen
^Schaden- und Unfallversicherung", "Rechtsschutz" sowie "Beistandsleistungen zugunsten von
Personen, die sich in Schwierigkeiten befinden" fallen, jeweils für sämtliche "Risiken im In- und
Ausland.

Wesentliche Merkmale der Versicherung

Wesentliche Merkmale der von Ihnen beantragten Versicherungen wie Angaben über Art, Umfang
und Beginn des Versicherungsschutzes und Fälligkeit unserer Leistung finden Sie im Antrag bzw.
Versicherungsschein, den Versicherungsbedingungen sowie in diesen'VerbraucherinformatFonen.

Für das Versicherungsverhältnis gilt jeweils der Allgemeine Teil zur Police (AT) sowie die
besonderen Versicherungsbedingungen, die den einzelnen Verträgen zu Grunde liegen.

Beitrag, Beitragszahlung und Kosten

Die Höhe des Beitrags einschließlich der derzeit geltenden Versicherungsteuer finden Sie im
Antrag bzw. Versicherungsschein.

Die Bestimmungen zur Zahlung und Erfüllung sowieder Zahlweise derVersicherungsbeiträge
finden Sie im Antrag, dem Versicherungsschein und den Versicherungsbed'ingunge'n,
insbesondere Punkts AT. Eine erteilte Einzugsermächtigung gilt auch für Ersatzverträge.

Bei Zahlungsverzug betragen die Kosten 15 EURje Mahnung.

Bevollmächtigung

PI®..?+Y. Ali9®meine Versicherung AG ist bevollmächtigt, die Beitragsforderungen der
KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG im eigenen Namen geltend zu machen und die'Beiträge
einzuziehen. Die Vollmacht erstreckt sich ferner auf alle rechtsverbindlichen Erklärungen wie z. ~B.
die Befugnis zur Vertragskündigung, zum Rücktritt vom Vertrag und zur Geltendmachung einer
Geschäftsgebühr.
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Zustandekommen des Vertrags

Vor Abgabe Ihres Antrags erhalten Sie mit diesen Verbraucherinformationen die Allgemeinen,
Besonderen und Speziellen Versicherungsbedingungen und gegebenenfalls sonstige
vertragsrelevante Informationen, sofern Sie hierauf nicht ausdrücklich verzichten.

Die Aufnahme Ihres Antrags stellt Ihr Angebot zum Abschluss eines oder mehrerer
Versicherungsverträge dar. Den Versicherungsschein (Police) erhalten Sie per Post. Mit Zugang
der Police ist der Versicherungsvertrag geschlossen, sofern Sie Ihr Widerrufsrecht nicht ausüben.

Beginn der Versicherung

Den Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte dem
Versicherungsschein. Bitte beachten Sie, dass der Beginn des Versicherungsschutzes abhängig
von der rechtzeitigen Zahlung des Beitrags ist (Punkt 3.3 AT).

Soweit nichts anderes vereinbart ist, besteht in der Elementarschaden- und der
Betriebsschließungsversicherung ye rsicherungsschutz erst nach Ablauf von 14 Tagen nach

Versicherungsbeginn. Diese Regelung entfällt, soweit Versicherungsschutz bereits über einen
anderen Vertrag bestanden hat und ohne zeitliche Unterbrechung durch den vorliegenden Antrag
fortgesetzt wird.

Ist dem Antragsteller bekannt, dass ein Versicheruhgsfall bereits eingetreten ist, so besteht hierfür
kein Versicherungsschutz.

Vorläufige Deckungszusage

Die Decküngszusage gilt bis zur Einlösung des Versicherungsscheins/Nachtrags, längstens bis 3
Monate nach Antragsunterschrift. Sie eriischt rückwirkend, auch wenn der Versicherungsfall
bereits eingetreten ist, falls der im Versicherungsschein/Nachtrag genannte Erstbetrag nicht
innerhalb von 8 Tagen gezahlt wird. Kommt der endgültige Versicherungsvertrag nicht zustande,
hat der Versicherer Anspruch auf einen angemessenen Beitragsanteil.

Aufgrund zwingender gesetzlicher Vorgaben können einzelne Versicherungsverträge
abweichende Regelungen enthalten (siehe z. B. "Besondere Hinweise zur
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung").

Widerrutsbelehrung

Widerrufsrecht
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von zwei Wochenohne Angabe von Gründen in
Textform (z. B. Brief, Telefax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, wenn Ihnen der
Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich aller für den Vertrag
maßgeblichen Versicherungsbedingungen sowie diese yersicherungsinformation nach §1
WG-lnfoV und diese Belehrung zugegangen sind. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Der Widerruf ist zu richten an die im Deckblatt des Versicherungsscheins genannte Adresse
oder an die R+V Allgemeine Versicherung, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden, Telefax:
0611 533-4500, E-Maif: ruv@ruv. de.

g
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Widerrufsfolgen
Im Falle eineswirksamen Widerrufs endet Ihr Versicherungsschutz und wir erstatten Ihnen
den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfällt.
Den Teil Ihres Beitrags, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, können wir
einbehalten, wenn Sie zuge&timmt haben, dass der Versicherungsschutz vor Ablauf der
Widerrufsfrist beginnt. Haben Sie eine solche Zustimmung nicht "erteilt oder beginnt der
Versicherungsschutz erst nach Ablauf der Widerrufsfrfst, erstatten wir Ihnen Ihren
gesamten Beitrag.

Beiträge erstatten wir Ihnen unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs.

Besondere Hinweise

Ihr Widerruferecht ist ausgeschlossen, wenn der Vertrag von beiden Seiten auf Ihren
ausdrücklichen Wunsch vollständig erfüllt wurde, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt
haben. Widerrufen Sie einen Ersatzvertrag, so läuft Ihr ursprünglicher Versicherungsvertrag
weiter. Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weniger als
einem Monat.

Laufzeit des Vertrags

Die Laufzeit des Vertrags entnehmen Sie bitte dem Antrag bzw. dem Versicherungsschein sowie
den Verlängerungsbestimmungen in den Versicherungsbedingungen (Punkt 2.2 AT).

Kündigungsrecht

Die Bestimmungen zu Ihrem Kündigungsrecht finden Sie in den Versicherungsbedingungen,
(Punkt 2.2 AT). Weitere Kündigungsmöglichkeiten entnehmen Sie bitte den besonderen
Versicherungsbedingungen, die den einzelnen Verträgen zu Grunde liegen.

Anwendbares Recht, Sprache

Auf den Versicherungsvertrag findet ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland
Anwendung (Punkt 9 AT). Die Vertragsbedingungen und die Vorabinformationen werden in
deutscher Sprache mitgeteilt, die Kommunikation während der Laufzeit wird in deutscher Sprache
geführt.

Außergerichtliche Beschwerdestelle

Bei Beschwerden können Sie als Verbraucher in den Fällen, die nicht Ihrer gewerblichen oder
selbständigen Tätigkeit zuzurechnen sind (Privat- und Hundehalterhaftpflicht, privater
Rechtsschutz) das außergerichtliche Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren bei dem Verein
Versicherungsombudsmann e. V. in Anspruch nehmen.

Anschrift lautet: Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin
E-Mail: beschwerde@vsrsicherungsombudsmann.de

Das Verfahren ist für Sie kostenfrei. Entscheidungen des Ombudsmanns bis zum
Beschwerdewert von 10.000 EUR sind für uns bindend.

Unabhängig von der Inanspruchnahme einer außergerichtlichen Beschwerdestelle besteht für Sie
weiterhin die Möglichkeit den Rechtsweg zu beschreiten.

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter www.versicherungsombudsmann. de.
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Beschwerde bei der Aufsichtbehörde

Sie können sich mit einer Beschwerde auch an die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht wenden. Die Anschrift lautet: Graurheindorfer Straße 108, 53117
Bonn.

Besondere Hinweise zur Haftpflichtversicherung

Sie können z. B. vor Ablauf bei einer Beitragsangleichung, bei einer Zahlung im Schadenfall oder
bei Veräußerung des versicherten Unternehmens kündigen. Einzelheiten hierzu entnehmen Sie
bitten den Versicherungsbedingungen zur Haftpflichh/ersicherung (Punkte 10 bis 13 AHB).

s
Besondere Hinweise zur Vermögensschaden-Hattpflichtversicherung

L̂'iii

Kündigungsrecht
Nähere Informationen zu den Möglichkeiten einer Kündigung sowie der Form und den
einzuhaltenden Fristen finden Sie in den vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen unter
Punkt 6, 7 und 9 sowie im Versicherungsvertragsgesetz (§§ 19 ff. und §§ 33 ff. ).

Beitragsregulierung (Änderung der Beitragsbemessungsgrundlagen)
Auf Basis der dem Versicherer gemeldeten Daten (siehe AT 4) wird der Versicherungsbeitrag für
die laufende Versicherungsperiode neu festgesetzt. Der sich daraus ergebende endgültige
Beitrag gilt zugleich als vorfäüfiger Beitrag für das kommende Versicherungsjahr (siehe 5. 2. 2).

Vorläufige Deckungszusage
Dient die Bestätigung vorläufigen Versicherungsschutzes der Zulassung oder Bestellung eines
Bemfsträgers oder "der Anerkennung einer Berufsträgergesellschaft, wird die vorläufige
Deckungszusage zu dem vereinbarten Zeitpunkt frühestens aber mit Aushändigung der
Zulassungs-, 'Bestellungs- oder Anerkennungsurkunde oder der Eintragung in das
Partnerschäftsregister wirksam.

Nähere Informationen zum Ende des Versicherungsschutzes, speziellen Anzeigepflichten und
dem Versicherungsbeitrag finden Sie in den vertragsspezifischen Versicherungsbedingungen
sowie im Versicherungsvertragsgesetz (§§ 49 ff. ).

Einzelfall- / Objektversicherung
Gewährt der Versicherer für ein im Versicherungsschein und seinen Nachträgen konkret
bezeichnetes Verfahren Versicherungsschutz, entspricht der erste Jahresbeitrag zuglejch dem
Betrag, welcher unabhängig von der Laufzeit des Vertrages mindestens zu entrichten ist. Bei einer
mehrfachen Versicherung'bildet die höchste Versicherungssumme zugleich den Betrag der
insgesamt zu erbringenden Leistung (Kumulsperre). Einzelheiten entnehmen Sie bitte den
vertragsspezifischenVersicherungsbedingungen.

Besondere Hinweise zur D&O-Versicherung

§

§

Kündigungsrecht
Nähere Informationen zu den Möglichkeiten einer Kündigung sowie der Form und den
einzuhaltenden Fristen finden Sie in den Versicherungsbedingungen zur D&O-Versicherung unter
Punkt 3.3 ULLA sowie im Versicherungsvertragsgesetz (§§ 19 ff. und §§ 33 ff. ).

Beitragsregulierung (Änderung der Beitragsbemessungsgrundlagen)
Auf Basis der dem Versicherer gemeldeten "Daten (siehe ÄT 4) wird der Versicherungsbeitrag für
die taufende Versicherungspenode neu festgesetzt. Der sich daraus ergebende endgültige
Beitrag gilt zugleich als vorläufiger Beitrag für das kommende Versicherungsjahr (siehe ULLA 10).

§

l Seite 13 von 51

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken



K 0 P

Verbraucher-tnfo
01. 11. 2012 Seite 6

Auszug aus der Insolvenzordnung

§16 Eröffnungsgrund

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens setzt voraus, dassein Eröffnungsgrund gegeben ist.

§ 17 Zahlungsunfähigkeit

(1) Allgemeiner Eröffnungsgrund ist die Zahlungsunfähigkeit.

(2) Der Schuldner ist zahlungsunfähig, wenn er nicht in der Lage ist, die fälligen
Zahlungspflichten^zu erfüllen. Zahlungsunfähigkeit ist in der Regel anzunehmen, wenn der
Schuldner seine Zahlungen eingestellt hat.

§ 18 Drohende Zahlungsunfähigkeit

(1) Beantragt der Schuldner die Eröffnung des Insolvenzverfahrens, so ist auch die drohende
Zahlungsunfähigkeit Eröffnungsgrund.

(2) Der Schuldner droht zahlungsunfähig zu werden^, wenn er voraussichtlich nicht in der Lage
sein wird, die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Fälligkeit zu eri:üllen.

(3) Wird bei einer juristischen Person oder einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit der
Antrag nicht von allen Mitgliedern des Vertretungsorgans, allen persönlich haftenden
Gesellschaftern oder allen Abwicklern gestellt, so ist Absatz 1 nur anzuwenden, wenn der
oder die Antragsteller zur Vertretung der juristischen Person oder der Gesellschaft berechtigt
sind.

§ 19 Überschuldung

(1) Bei einer juristischen Person ist auch die Überschuldung Eröffnungsgrund.

(2) Uberschuldung liegt vor, wenn das Vermögen des Schuldners die bestehenden
Verbindlichkeiten nicht mehr deckt, es sei denn, die Fortführung des Unternehmens ist nach
den Umständen überwiegend wahrscheinlich. Forderungen auf Rückgewähr von
Gesellschafterdariehen oder aus Rechtshandlungen, die' einem soJchen Darlehen
wirtschaftlich entsprechen, für die gemäß § 39 Abs. 2'zwischen Gläubiger und Schuldner der
Nachrang im Insolvenzverfahren hinter den in § 39 Abs. 1 Nr. f bis 5 bezeichneten
Forderungen vereinbart worden ist, sind nicht bei den Verbindlichkeiten nach Satz 1 zu
berücksichtigen.

(3) Ist bei einer Gesellschaft ohne Rechtspersönlichkeit kein persönlich haftender Gesellschafter
eine natürliche Person, so gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend. Dies gilt nicht, wenn zu
den persönlich haftenden Gesellschaftern eine andere Gesellschaft gehört, bei der ein
persönlich haftender Gesellschafter eine natürliche Person ist.

Besondere Hinweise zur Rechtsschutzversicherung

Bei einer Beitragsanpassung, einer Beitragserhöhung um mehr als 10 Prozent wegen einer
Gefahrerhöhung oder einer unberechtigten'Ablehnung des Versicherungsschutzes können Sie
die Rechtsschutzversicherung vor Ablauf kündigen. Ferner können Sie oder wir den Vertrag auch
vorzeitig kündigen, wenn wir innerhalb von 12 Monaten für mindestens zwei Rechtsschutzfälle die
Leistungspflicht bejaht haben. Einzelheiten entnehmen Sie bitte den Versicherungsbedingungen
zur Rechtsschutzversicherung (FRB).
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Die Schadenregulierung erfolgt durch unsere Tochtergesellschaft R+V
Rechtsschutz-Schadenregulierungs-GmbH, Raiffeisenplatz 1, 65189 Wiesbaden. Diese ist
bevollmächtigt, im Rahmen der ihr übertragenen Rechtsgeschäfte die R+V Allgemeine
Versicherung AG gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten.

Schlusserklärung

&
l

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)

1. Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich ein, dass der/die Vermittler
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten darüber hinaus für die Beratung und
Betreuung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen nutzen darf/dürfen.

2. Ich kann der Verarbeitung oder Nutzung meiner personenbezogenen Daten für Zwecke der
Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft
widersprechen.

3. Schließlicherklären die Vertrag sbeteiligten, dass ihnen die Möglichkeit gegeben wurde, von dem
Merkblatt zur Datenverarbeitung Kenntnis zu nehmen.
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Hinweise zur Vorvertrag lichen Anzeigepflicht und zu Obliegenheiten

1. Hinweis zu den Rechtsfolgen bei Verletzung der vorvertraglichen
Anzeigepf licht (§ 19 Absatz 5 VVG)

Welche vorverlraglichen Anzeigepflichten bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und
vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vsrtragserklärung, aber vor Vertragsannahme in
Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige
verpflichtet.

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?

Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes
Verletzen Siedle vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vsrtrag zurücktreten. Ries gilt
nicht, wenn Sie. nachweisen, dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. Bei grob
fahrlässiger Verietzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen,
geschlossen hätten.

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt
des Versicherungsfalts, bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass
der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand

weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls
noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig
verletzt haben.

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der
Rücktrittserktärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

Kündigung
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht einfach
fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von
einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.

Vertragsänderung
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht
angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hatten, werden
die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht
fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie
die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen erst ab der laufenden
VersicherungsperiodeVertragsbestandteil.
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Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 Prozent oder schließen wir
die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb
eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf
dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

Ausübung unserer Rechte
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder Vertragsänderung nur innerhalb
eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zejtpunkt, zu dem wir von der
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis
erlangen. 'Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir
unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben,
wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht
berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige
kannten.

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mitAblauf^on
fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist
eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder
arglistig verletzt haben. :

Stellvertretung durch eine andere Person
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrags durch eine andere Person vertreten, so sind
bezüglich der Anzeigepfticht, des Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der
Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als
auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die
Anzeigepfticht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder
Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

2. Hinweis über die Folgen bei Verletzungen von Obliegenheiten nach
dem Versicherungsfall (§ 28 Absatz 4 VVG)

Auskunfts- und Aufklärungsobliegenheiten

Aufgrund der mit Ihnen getroffenen Vereinbarungen können wir von Ihnen nach Eintritt des
Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns jede Auskunft erteilen, die zur Feststellung des
Versicherungsfalls oder des Umfangs unserer Leistungspflicht erforderlich ist
(Auskunftsobliegenheit), und uns die sachgerechte Prüfung unserer j-eistungspflicht insoweit
ermöglichen, als Sie uns alle Angaben machen, die zur Aufklärung des Tatbestands dienlich sind
(AufkFärungsobliegenheit). Wir können ebenfalls verlangen, dass Sie uns Belege zur Verfügung
stellen, soweit es Ihnen zugemutet werden kann.

Leistungsfreiheit

Machen Sie entgegen der Vereinbarungen vorsätzlich keine oder nicht wahrheitsgemäße
Angaben oder stellen Sie uns vorsätzlich die verlangten Belege nicht zur Verfügung, verlieren sie
Ihren Anspruch auf die Versicherungsleistung. Verstoßen Sie grob fahrlässig gegen diese
Obliegenheiten, verlieren Sie Ihren Anspruch zwar nicht vollständig, aber wir können unsere
Leistung im Verhältnis zur Schwere Ihres Verschuldens kürzen. Eine Kürzung erfolgt nicht , wenn
Sie nachweisen, dass Sie die Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben,
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Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung von
Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als Sie nachweisen, dass die
vorsätzliche oder grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung weder für die Feststellung des
Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich
war.

Verletzen Sie die Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung von Belegen
arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung zur Leistung frei.

Hinweis:
Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem Dritten zusteht, ist auch
dieser zur Auskunft, zur Aufklärung und zur Beschaffung von Belegen verpflichtet.
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rkblatt zur Datenverarbeitung

R+V Versicherungsgruppe - Raiffeisenplatz 1 - 65189 Wiesbaden
Stand Januar 2018

1. Wozu dient dieses Merkblatt?

§

Mit diesem Merkblatt informieren wir Sie umfassend über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen
Daten. Dies'e nutzen wir nur, soweit wir dazu gesetzlich berechtigt oder verpflichtet sind.

Die deutsche Versicherungswirtschaft hat sich in den Verhaltensregeln der deutschen
Versicherungswirtschaft verpflichtet, nicht nur die datenschutzrelevanten Gesetze streng einzuhalten,
sondern auch durch weitere Maßnahmen den Datenschutz zu fördern. Erläuterungen dazu finden Sie in
den Verhalten sregeln im Internet: www.code-of-conduct.ruv. de

Dort finden Sie auch die Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe, die diesen Verhaltensregeln zum
01.01. 2014 beigetreten sind. Auf Wunsch schicken wir Ihnen die Verhaltensregeln gerne per Post. Bitte
wenden Sie sich dafür an unseren Datenschutzbeauftragten.

l
s

2. Kontaktdaten unseres Datenschutzbeauftragten

Wenn Sie datenschutzrechtliche Fragen haben, wenden Sie sich bitte an den Datenschutzbeauftragten der
R+V Versicherungsgruppe:
Dr. Roland Weiß
Raiffeisen platz 1
65189 Wiesbaden
E-Mail: datenschutz@ruv.de

Wenn Sie allgemeine Fragen zu Ihrem Vertrag haben, nutzen $ie bitte die allgemeinen Kontaktkanäle.
Informationen darüber finden Sie im Internet: www. ruv. de

3. Wie und wann verwendenwir Ihre personen bezogenen Daten?

Wir benötigen Ihre personenbezogenen Daten, um das zu versichernde Risiko vor einem
Vertragsabschluss einschätzen zu können und das Vertragsverhältnis durchzuführen, z. B. im Schadens-
oder Leistungsfatl.

Darüber hinaus verarbeiten wir Ihre Daten im rechtlich zulässigen Rahmen zum Zwecke der Werbung oder
der Markt- oder Meinungsforschung. Dieser Nutzung können Sie jederzeit formlos mit Wirkung für die
Zukunft widersprechen. Werbewidersprüche können Sie z. B. per E-Mail an ruv@ruv. de schicken.

Ihre Daten verarbeiten wir im Rahmen der datenschutzrechtlichen Vorgaben gegebenenfalls auch zu
Zwecken, die nicht direkt mit Ihrem Vertrag zusammenhängen.

Beispielsweise kann dies der Fall sein, um
zulässige regulatorische oder aufsichtsrechtliche Anforderungen zu erfüllen. So unteriiegen wir mit
unserer Haupttätigkeit einigen spezialgesetzlichen Vorschriften, in deren Rahmen Ihre
personenbezogenen Daten verarbeitet werden: z. B. Bekämpfung der Geldwäsche, gesetzliche
Meldepflichten an staatliche Stellen, Solvency II etc.
Verfahren elektronischer Datenverarbeitung zu prüfen und zu optimieren
unternehmensintem und rechtlich zulässig unternehmensübergreifend verwendete Daten
zusammenzustellen
Tarifkalkulationen zu erstellen und internes Controlling durchzuführen
rechtliche Ansprüche geltend zu machen und zur Verteidigung bei rechtlichen Streitigkeiten

Grundsätzlich bitten wir Sie, uns nur Daten mitzuteilen, die für den jeweiligen Zweck (z. B.
Vertragsbegründung, Leistungs- oder Schadenbearbeitung) notwendig oder gesetzlich vorgeschrieben sind
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(z. B._wegen Vorgaben aus dem Geldwäschegesetz, Vorgaben aus dem Steuerrecht). Wenn wir Sie bitten,
uns Daten freiwillig mitzuteilen, machen wir Sie darauf besonders aufmerksam. Falls es eine vertragliche
oder gesetzliche Pflicht zur Mitteilung der Daten gibt und Sie dies verweigern, kann daraus folgen, dass wir
den Vertrag nicht schließen können oder nicht zur Leistung verpflichtet sind.

4. Rechtsgrundlagen

In vielen Fällen ist die Datenverariaeitung gesetzlich zulässig, weil sie für das Vertragsverhältnis
erforderlich ist. Das gilt vor allem für das Prüfen der Antragsunterlägen, das Abwickeln des Vertrags und um
Schäden und Leistungen zu bearbeiten.

In bestimmten Fällen ist eine Datenverarbeitung nur zulässig, wenn Sie dazu ausdrücklich einwilligen.

Beispiele:
Gesundheitsdaten, die wir in der Lebens-, Kranken- oder Unfallversicherung verarbeiten.
In einigen Fällen verarbeiten wir Ihre Daten zu Werbezwecken nur, wenn Sie hierzu ausdrücklich
eingewilligt haben.

Um diese Einwilligung bitten wir Sie gesondert.

In anderen Fällen verarbeiten wir Ihre Daten auf Grund einer allgemeinen Interessenabwägung, d. h. wir
wägen unsere mit den jeweiligen Interessen des Betroffenen ab. Ein Beispiel: Wenn wir wegen einer
Prozessoptimierung Daten an spezialisierte Dienstleister übermitteln und diese eigenverantwortlich
arbeiten, schließen wir mit diesen Dienstleistern Verträge. Diese stellen sicher, dass die" Dienstleister ein
angemessenes Datenschutzniveau einhalten.

5. Herkunft und Kategorien personenbezogener Daten

Grundsätzlich erheben wir personenbezpgenen Daten direkt beim Betroffenen.

In bestimmten Fällen kann es jedoch sein, dass wir personenbezogene Daten von Dritten erhalten.

Beispiele:
Bei Postrückläufern führen spezialisierte Dienstleister eine Adressrecherche durch, um aktuelle
Anschriftdaten zu ermitteln.
Daten zu Mitversicherten bzw. versicherten Personen erhalten wir über unseren
Versicherungsnehmer, falls wir die Daten nicht direkt bei diesen Personen erheben können.
Wir erheben z. B. den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum. Die erforderlichen Daten für den
Leistungsfall erheben wir direkt beim Betroffenen.
Daten zu Bezugsberechtigten oder Begünstigten erhalten wir von unserem Versicherungsnehmer,
z. B. den Namen, die Adresse und das Geburtsdatum, um den Betroffenen im Leistungsfatl kontaktieren
zu können.
Bei der Kfz-Versicherung erhalten wir die Daten eines abweichenden Halters von unserem
Versicherungsnehmer, z. B. den Namen, die Kontaktdaten, Daten zum Fahrzeug und das
Geburtsdatum.
Daten zu Sicherungsgebern, Kreditgebern, Leasinggebern, Bürgschafts- bzw. Garantiegläubigern
und Forderungsinhabern erhalten wir unter Umständen von unserem Versicherungsnehmer.
Umgekehrt kann es sein, dass wir von jenen Daten zum Versicherungsnehmer erhalten, insbesondere
Kontaktdatsn und Angaben zum betroffenen Risiko.
Bei einer Warenkreditversicherung erhalten wir Daten zu Risikokunden von unserem
Versichemngsnehmer, z. B. Kontaktdaten und weitere Angaben des Risikokunden.
Daten zu Zeugen erhalten wir von unserem Versichemngsnehmer oder beteiligten Dritten, z. B.
Ermittlungs-und Strafverfolgungsbehörden. So erhalten wir* den Namen, die Kontaktdaten und die
jeweiligen Informationen zum Sachverhalt.
Bei Bonitätsauskünften erhalten wir Bonitätsinformationen von spezialisieri:en Auskunfteien. Nähere
Informationen dazu finden Sie unter Punkt 11.
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6. An wen übermitteln wir Ihre Daten?

§

s

Im Rahmen des Vertrags kann es zu einer Datenübermittlung an Dritte kommen:

a) Rückversicherer
Wir geben in bestimmten Fällen, z. B. bei einem hohen finanziellen Ausfallrisiko, einen Teil der durch den
Vertrag übernommenen Risiken an Rückversicherer weiter. Hier kann es notwendig sein, dem
Rückversicherer entsprechende versicherungstechnische Angaben mitzuteilen.

Die Datenübermittlung an Rückversicherer erfolgt im Rahmen einer allgemeinen Interessenabwägung.
Wenn es erforderlich ist, gesundheitsbezogene Informationen an Rückversicherer zu übermitteln, holen wir
Ihre gesonderte Einwilligung ein.

b) Versicherungsvermittler
Betreut Sie bei Ihren Versicherungsgeschäften ein Vermittler, teilen wir ihm allgemeine Antrags-, Vertrags-
und Leistungsdaten mit, die erzürn Beraten und Betreuen braucht. Wenn Sie nach Vertragsabschluss nicht
mehr vom ursprünglichen Vermittler betreut werden wollen, können Sie Ihr Widerrufsrecht nutzen. Dieses
besteht auch, wenn der Vermittler aus anderen Gründen wechselt, z. B. wenn er seine Tätigkeit einstellt.
Wir können Ihnen dann einen neuen Vermittler an bieten, der Sie betreut.

Daten an den Versicherungsvermittler übermitteln wir grundsätzlich im Rahmen einer allgemeinen
Interessenabwägung oder auf gesetzlicher Grundlage.
Wenn es erforderlich ist, dem Vermittler gesundheitsbezogene Informationen mitzuteilen, holen wir Ihre
gesonderte Einwilligung ein.

c) Datenübermittlung an andere Versicherer
Sie sind verpflichtet, Fragen im Versicherungsantrag vollständig und wahrheitsgemäß zu beantworten. In
bestimmten Fällen prüfen wir Ihre Angaben bei Ihrem Vorversicherer. Bei der Risikoprüfung kann es
beispielsweise zum Überprüfen von Schadenfreiheitsrabatten, insbesondere der Schadenfreiheitsktassen in
der Kfz-Haftpflichtversicherung und Vollkaskoversicherung, und zur Ergänzung oder Verifizierung der
Angaben der Antragsteller oder Versicherten notwendig sein, Informationen mit einem Vor Versicherer
auszutauschen. Gleiches gilt, wenn wir Ihre Daten an einen Nachversicherer weitergeben.

Auch beim Übertragen von Ansprüchen auf Altersvorsorge bei Anbieter- oder Arbeitgeberwechset oder von
Altersrückstellungeh in der Krankenversicherung auf den neuen Versicherer kann ein Datenaustausch
zwischen Vorversicherer und nachfolgendem Versicherer notwendig sein.

Außerdem müssen in bestimmten Fällen, z. B. Mehrfachversicherungen, gesetzlichem
Forderungsübergang und bei Teilungsabkommen^ personenbezogene Daten unter den Versicherern
ausgetauscht werden. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift,
Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, oder Angaben zum Schaden, wie
Schadenhöhe und Schadentag. Den Datenaustausch dokumentieren wir.

Beim gemeinsamen Absichern von Risiken können bei der Risikoprüfung und Schadenbearbeitung Daten
mit den beteiligten Versicherern ausgetauscht werden.

Auch dann erfolgt die Datenübermittlung an andere Versicherer grundsätzlich im Rahmen einer
allgemeinen Interessenabwägung und in einigen Fällen auf Grundlage einer Einwilligung, die wir gesondert
von Ihnen einholen.

d) Zentrale Hinweissysteme
Während wir einen Antrag oder Schaden prüfen, kann es zur Risikobeurteilung, weiteren Aufklärung des
Sachverhalts oder Verhinderung von Versicherungsmissbrauch notwendig sein, Anfragen an den
zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten oder entsprechende Anfragen anderer
Versicherer zu beantworten. Die Versicherungswirtschaft nutzt zur genaueren Risiko- und
Leistungsfalleinschätzung das Hinweis- und Informationssystem (HIS), das die informa HIS GmbH betreibt.
Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter www. informa-his. de.

Die Meldung in das HIS und seine Nutzung erfolgen nur zu Zwecken, dis mit dem System verfolgt werden
dürfen, also nur wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. In diesen Fällen erfolgt die
Datenübermittlung auf Grundlage einer allgemeinen Interessenabwägung. Nicht alle Unternehmen der R+V
Versicherungsgruppe nehnnen am HIS teil.

Seite 21 von 51

Genossenschaftliche FinanzGruppe
Volksbanken Raiffeisenbanken



K 0 P I

Datenschutzmerkblatt
Stand Januar 2018 Seite 4

Schaden
An das HIS melden wir und andere Versicherungsunternehmen erhöhte Risiken und Auffälligkeiten, die auf
Yersicherungsbetrug hindeuten könnten und daher näher geprüft werden müssen_ Die Meldung ist bei
Antragstellung oder im Schadensfall möglich und kann eine Person oder ©ine Sache, z. B. ein Kfz,
betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oftSchäden gemeldet werden oder
z. B. das Sehadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen
im Schadensfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte Vorschäden hatte oder schon
einmal als gestohlen gemeldet wurde. Deshalb melden wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen
Totalschaden erlitten haben, gestohlen wurden oder wenn Schäden ohne Reparaturnachweis abgerechnet
wurden. .

Immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten
wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS melden, informieren wir Sie darüber.

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Vertrags oder Regulierung eines Schadens richten wir
Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS'und speichern die "Ergebnisse. Im Schadensfall
kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum Sachverhalt von den
Versicherern zu erfragen, die Daten andas HIS gemeldet haben. Auch diese Ergebnisse speichern wir.
wenn sie für die Prüfung des Versicherungsfatls relevant sind. Es kann auch sein, dass wir Anfragen
anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall beantworten und daher Auskunft über Ihren
Schadensfall geben müssen.

Rechtsschutz
An das HIS melden wir und Versichemngsunternehmen erhöhte Risiken, z. B. Verträge mit ungewöhnlk
häufig gemeldeten Rechtsschutzfällen. Sollten wir Sie an das HIS melden, benachrichtigen wir S'ie darüber.
Be{ der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Vertrags richten wir Anfragen zu Ihrer Person an das
HIS und speichern die Ergebnisse. Erhalten wir einen Hinweis auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann
es sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informationen zum konkreten Meldegrund benötigen.

Soweit ©s zur Sachverhaltsaufktärung erforderlich ist, können im Leistungsfall Daten zwischen dem in das
HIS meldenden und dem abrufenden Versicherungsunternehmen ausgetauscht werden. Der
Datenaustausch wird dokumentiert. Die Betroffenen werden über den Austausch informiert, wenn er nicht
zum Aufklären von Widersprüchlichkeiten erfolgt.

e) Kfz-Zulassungsstelle
Beim Abschluss einer Kfz-Versicherung sowie bei allen sonstigen versicherungsrelevanten
Zulassungsvorgängen (z. B. Ab-oder Ummeldung, Wohnortwechsel, Versichererwechsel) ist esgesetzlich
erforderlich, personenbezogene Daten mit der Kfz-Zulassungsstelle auszutauschen. Dies ist z. B-. der Fall,
wenn Sie eine von uns erteilte elektronische Versicherungsbestätigung (eVB) bei der Kfz-Zulassungsstelle
vorlegen, um ein Kfz zuzulassen.

f) Auftragnehmer und Dienstleister
Im Internet können Sie unter www.code-of-conduct. ruv. de Listen der Auftragnehmer und Dienstleister
abrufen, zu denen dauerhafte Geschäftsbeziehungen bestehen.

Auf Wunsch schicken wir Ihnen gerne einen Ausdruck per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an unseren
Datenschutzbeauftragten.

Wenn wir an Dienstleister nicht lediglich streng weisungsgebundene "Hilfsfunktionen" ausgelagern, sondern
Dienstleister weitergehende Tätigkeiten eigenständig erbringen, liegt datenschutzrechtlich eine sogenannte
Funktionsübertragung vor. Typische Beispiele hierfür sind Sachverständige, Wirtschaftsprüfer oder
medizinische Dienstleister.
Wenn Sie geltend machen können, dass wegen Ihrer persönlichen Situation Ihr schutzwürdiges Interesse
das Interesse des übermittelnden Versicherungsunternehmens überwiegt, haben Sie für die
Datenübermittlung bei Funktionsübertragungen ein Widerspruchsrecht.
Ein Beispiel: Bei einem zurückliegenden Versicherungsfall hat ein Gericht rechtskräftig festgestellt, dass ein
bestimmter Sachverständiger Ihren Sachverhalt falsch begutachtet hat. In einem erneuten Schadensfall
können Sie der Beauftragung desselben Sachverständigen widersprechen, da begründete Einwände
gegen diesen bestehen. Dagegen reicht es nicht aus. wenn Sie ohne Angabe besonderer Gründe keine
Datenübermittlung an Dienstleister generell oder einen bestimmten Dienstleister wünschen.
Funktionsübertragungen finden Sie in der oben genannten Dienstleisterliste.
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g) Zentralisierte Datenverarbeitung innerhalbder R+VVersicherungsgruppe
Innerhalb der R+V Versicherungsgruppe sind einzelne Bereiche zentralisiert, z. B. der Beitragseinzug, die
telefonische Kundenbetreuung'oder" die Datenverarbeitung. Daher werden Stammdaten wie Ihre
Versicherungsnummer, die Art der Verträge oder Ihr Geburtsdatum in einer zentralen Datensammlung
geführt; d. h.'lhre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten.
So wird z. B. Ihre Adresse gegebenenfalls nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit
verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen. So kann eingehende Post immer richtig zugeordnet
und bei telefonischen Anfragen schnell der zuständige Ansprechpartner genannt werden.
Alle an die zentralisierte Datenverarbeitung angebundenen Unternehmen der R+V Versichemngsgruppe
können diese Stammdaten einsehen.

Die übrigen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den vertragsführenden
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Gesundheitsdaten bleiben unter ausschließlicher Verfügung der
jeweiligen Unternehmen.

Folgende Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe sind an die zentralisierte Datenverarbeitung
angebunden:
R+V Versicherung AG
R+V Allgemeine Versicherung AG
R+V Direktversicherung AG
R+V Gruppenpensionsfonds-Sen/ice GmbH*
R+V Krankenversicherung AG
R+V Lebensversicherung AG
R+V Lebensversicherung a.G.
R+V Luxembourg Lebensversicherung S.A., Niederlassung Wiesbaden
R+V Pensionsfonds AG
R+V PensionskasseAG
R+V Pensionsversicherung a.G.
R+VRechtsschutz-Schadenregulierungs-Gmbl-1*
R+V Service Center GmbH*
R+V Treuhand GmbH*
RUV Agenturberatungs GmbH*
Vereinigte Tierversicherung Gesellschaft a. G.
KRAVAG-HOLDING Aktiengesellschaft
KRAVAG-ALLGEMEINEVersicherungs-AG
KRAVAG-LOGISTIC Versicherungs-AG
KRAVAG-SACH Versicherung des Deutschen Kraftverkehrs VaG
KRAVAG und SVG Assekuranz Vertriebs- und Bearbeitungszentrum GmbH*
KRAVAG Umweltschutz und Sicherheitstechnik GmbH (KUSS)*
Condor Allgemeine Versicherungs-Aktiengesellschaft
CondorLebensversicherungs-Aktiengesellschaft
Condor Dienstleistungs-GmbH*
R+V Dienstleistungs-GmbH*
Pension Consult B'eratungsgesellschaft für Altersvorsorge mbhl*
carexpert Kfz-Sachverständigen GmbH*
CHEMIE Pensionsfonds AG
compertis Beratungsgesellschaft für betriebliches Vorsorgemanagement mbH*
UMB Unternehmens-Managementberatungs GmbH*

* Dieses Unternehmen ist Dienstleister der Unternehmen der R+V Versicherungsgruppe und kann daher
auf personenbezogene Daten zugreifen.

Die jeweils aktuelle Liste der an der zentralisierten Datenverarbeitung teilnehmenden Unternehmen können
Sie 'unter www.code-of-conduct.ruv.de abrufen. Auf Wunsch schicken wir Ihnen gerne einen Ausdruck
dieser Liste per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an unseren Datenschutzbsauftragten.

h) Übergeordnete Finanzkonglomeratsunjernehmen
Wir übermitteln personenbezogene Daten an die DZ BANK AG als übergeordnetes
Finanzkonglomeratsuntemehmen, wenn und soweit wir dazu gesetzlich verpflichtet sind. Eine solche
Verpflichtung kann sich aus den Regeln über eine ordnungsgemäße Geschäftsprganisation ergeben, zum
Beispiel an ein angemessenes und wirksames Risikomanagement auf Konzernebene.
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i) Leasing-und Kreditgeber
Wenn Sie im Rahmen von Leasing- oder Kreditverträgen Sachversicherungen mit R+V abschließen,
informieren wir den Leasing- bzw. Kreditgeber auf ~. Anfrage darüber, dass ©in entsprechender
Versicherungsschutz besteht und er im Zusammenhang mit Kündigungen, Zahlungsverzug und
Schadensfällen als Drittberechtigter erfasst ist.
Er erhält auch Informationen über Versicherungssummen und bestehende Selbstbeteiligungen, damit ©r
sein finanzielles Ausfallrisiko beurteilen kann.

j) Behörden, Zentralbanken und andere Stellen mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben
An Behörden, Zentralbanken und andere Stellen mit öffentlich-rechtlichen Aufgaben übermitteln wir Ihre
personenbezpgenen Daten, wenn wir gesetzlich oder vertraglich dazu berechtigt'oder verpflichtet sind.
Ejne^ solche Datenübermittlung kann auf Anfrage einer Behörde erfolgen. Wir prüfen dann, ob die Behörde
die Daten erhalten darf. "

In einigen Fällen sind wir gesetzlich dazu verpflichtet. Ihre Daten an Behörden zu übermitteln, z. B.
- wegen steuerrechtlicher Vorschriften oder Verpflichtungen aus dem Kreditwesengesetz bei Meldungen

an die Deutsche Bundesbank oder
- bei einer gesetzlich erforderlichen Berufshaftpflichtversicherung an die rechtlich festgeschrk

Meldestellen.

In allen anderen Fällen holen wir von Ihnen eine Einwilligung ein.

k) Mitversicherte
In Verträgen bei denen ©s neben dem yersicherungsnehmer noch andere mitversicherte Personen gibt,
kann esjurVertragsdurchführung erforderlich sein,'dass Daten der jeweils anderen Person übermTttelt
werden. Sofern Ihre Einwilligung notwendig ist, holen wir diese gesondert ein.

7. Datenübermittlung in Drittstaaten außerhalb der EU/EWR

Soweit wir personenbezogene Daten innerhalb der EU/EWR übermitteln, beachten wir die strengen
rechtlichen Vorgaben.
Wenn es erforderlich ist, übermitteln wir Ihre personenbezogenen Daten an Dienstleister in Drittstaaten
außerhalb der EU/EWR, z, B im Rahmen von IT-Leistungen oder an Sachverständige. Auswahl und
vertragliche Vereinbarungen richten sich selbstverständlich nach den gesetzlichen Regelungen.
Bei bestimmten Vertragstypen kann es vorkommen, dass wir Ihre Daten an Rückversicherer in Drittstaaten
außerhalb der EU/EWR übermitteln.
Insbesondere in den Fällen, bei denen das versicherte Risiko oder der Versicherungsnehmer sich in einem
Drittstaat befindet, kann es erforderlich sein, Daten in den Drittstaat zu übermitteln (z. B. Vermittler7andere
Versicherer).
Darüber hinaus bestehen in bestimmten Fallen gesetzliche MeldeverpflichtUngen, wegen deren wir Ihre
Daten an Behörden und ähnliche Stellen in Drittstaaten außerhalb der E'U/EWR übermitteln müssen.
Auch bei Rechtsstreitigkeiten mit Auslandsbezug kann eine solche Übermittlung notwendig sein (z. B.
Rechtsanwälte). - ~ ^
Wenn im Einzelfall Ihre Einwilligung notwendig ist, holen wir diese gesondert ein.

8. Wie lange speichern wir Ihre Daten?

Soweit erforderlich, verarbeiten wir Ihre personenbezogenen Daten für dis Dauer unserer
Geschäftsbeziehung Das kann auch die Anbahnung oder die Abwicklung eines Vertrags sein.
Darüber hinaus unterliegen wir verschiedenen Äufbewahrungs- _und Dokumentationspflichten. Diese
ergeben sich unter anderem aus dem Handelsgesetzbuch (~HGB), der Abgabenordnung (A0), -dem
Gsldwaschegesetz (GWG) oder der yersicherungsunternehmens-Rechnungslegungsverordnung
(RechVersV). Dort vorgegebene Fristen zur Aufbewahrung und Dokumentation betragen zweiVis 30 Jahre"

Dje^Speicherdauer richtet sich weiter nach de_n_gesetzlichen Verjährungsfristen, die zum Beispiel nach den
§§ 195 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) bis zu 30 Jahre betragen können, wobei die
Verjährungsfrist drei Jahre beträgt.
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§

Weitere Informationen zu unseren Löschfristen finden Sie im Internet unter
https://www. ruv. d©/static-tiles/ruvde/downloads/datenschutz/loeschfristen. pdf

Die Liste schicken wir Ihnen gerne auch per Post. Bitte wenden Sie sich dafür an unseren
Datenschutzbeauftragten.

9. Welche Rechte haben Sie?

Ihre gesetzlichen Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und
Datenübertragbarkeit können Sie bei unserem Datenschutzbeauftragten geltend machen.

Sofern die Datenverarbeitung auf einer allgemeinen Interessenabwägung beruht, ^teht Ihnen ern
Widerrufsrecht gegen diese Datenverarbeitung zu, wenn sich aus Ihrer persönlichen Situation Gründe
gegen eine Datenverarbeitung ergeben.

10. Informationspflicht, wenn wir Daten Dritter von Ihnen erhalten

Erhalten wir von Ihnen als Versicherungsnehmer personenbezogejie Daten von Dritten, müssen Sie das
Merkblatt zur Datenverarbeitung an diese weitergeben. Das sind z. B. Mityersicherts, versicherte Personen,
Bezugsberechtigte, Geschädigte, Zeugen, abweichende Beitragszahler, Kredit-, Leasinggeber etc.

11. Wann holen wir Informationen zu Ihrer Bonität ein?

R+V wird im Rahmen des Antrags auf Abschluss einer Kfz-Haftpflichtversicherung Ihre dazu
eriorderlichen Daten (Name, Vorname, Firmenbezeichnung, Anschrift, Geburtsdatum) an die infoscore
Consumer Data Gmb'H, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden übermitteln, um Informationen zu Ihrem
bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren
unter Nutzung von Anschriftdaten zu erhalten.

Aufgrund des berechtigten Interesses holen wir eine Bonitätsauskunft bei ̂ Abschluss einer
kfa-Tlaftpflichtversicherung im Hinblick auf das bei dieser Pflichtversicherung bestehende finanzielle
Äusfailrisiko (Direktanspruch des Geschädigten). Die PflichtYersicherung sowie die Eintrittspflicht ergeben
sichaus'dem'T. Abschnitt Pflichtversicherungsgesetz für Kraftfahrzeughalter (PflVG) und aus Teil 2, Kapitel
1, Abschnitt 2 Versicherungsvertragsgesetz (WG).

Bei Anträgen oder Angeboten zum Abschluss einer Kautionsyersicherung, einer Kredityersicherung
oder einer Versicherung gegen finanzielle Verluste wie z. B. einer Vertrauensschadenyersicherung, und
während der Laufzeit eines dieser Verträge übermittelt R+V Ihre personenbezogenen Daten {Firma, Name,
Vorname, Anschrift, Geburtsdatum) an beauftragte Auskunfteien. Dies geschieht, um Informationen zu
Ihrem bisherigen Zahlungsverhalten und Bonitätsinformationen_auf Basis ^mathematisch-statistischer
Verfahren unter Nutzung von Anschriftdaten zu erhalten. Das berechtigte Interesse an einer
Wlrtschaftsauskunft besteht in diesen Fällen bei Abschluss und während der Durchführung dieser Verträge
wegen des bestehenden finanziellen Ausfallrisikos der R+V Allgemeine Versicherung AG.

Unsere Partner sind:
infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden
informa Solutions GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Bäden-Baden
SCHUFA Holding AG, Kormoranweg 5, 65201 Wiesbaden
Creditreform Wiesbaden Hoffmann KG, Adolfsallee 34, 65185 Wiesbaden
Bürgel WirtschaftsinformationenGmbH & Co. KG, Gasstraße_ 18, 22761 Hamburg
Prof. Schumann Analyse GmbH, Weender Landstraße 23, 37073 Göttingen
Deutsche Bank AG, Zentrale Auskunftei, 20079 Hamburg
Bisnode Deutschland GmbH, Robert-Bosch-Straße 1 1, 64293 ..Darmstadt
KSV1870 Information GmbH, Wagenseilgasse 7, 1120 Wien, Österreich

Auch im Bereich der Technischen Versicherungen holen wir bei Großrisjken Bonitätsinformationen auf
Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter Nutzung von Anschriftdaten über die Creditreform
Wiesbaden Hoffmann KG, Adolfsallee 34, 65185 Wiesbaden ein.
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Falls Sie^Auskunft über Ihre perspnenbezogenen Daten wünschen, die die Auskunftei gespeichert hat,
wenden Sie sich bitte direkt an'dis beauftragte Auskunftei. ' ~ ~~ ----.. -°-'--. --. -'

12. Welche Rechte haben Sie bei einer automatisierten Einzelfallentscheidung?

Als Versicherer sind wir befugt, in bestimmten Fallgruppen (z. B. bei einer Entscheidung zum. Abschluss
ädernder Erfüllung eines Vertrags oder bei'einer Entscheidung auf Grundlage" "verbindiicher
Entgeltregelungen für Heilbehandlungen wie der GOA) Ihre personenbezogenen Daten "(auch "Ihre
Gesundheitsdaten) einer sogenannten "automatisierten Einzelfalientscheidung"<'zugrunde'zu legen. Dies
bedeutet, dass wir in bestimmten Fällen Ihre personenbezogenen Daten im RahMen eines Algorithmus
berücksichtigen, der auf einem anerkannten ma'thematisch-statistischen Verfahren beruhte

Falls wir Ihrem Antrag auf Versicherungsleistung oder von Schadenersatz vollumfänglich oder teilweise
sollten, haben Sie folgende Rechte:

- Recht auf Erwirkung des Eingreifens einer Person durch uns als Verantwortlichen,
Darlegung des eigenen Standpunkts und

- Recht auf Anfechtung der Entscheidung.

Über diese Rechte informieren wir Sie ausdrücklich, wenn wir Ihren Antrag ganz oder teilweise ablehnen
müssen und keine Versicherungsleistung oder Schadenersatz gewähren kö'nnen.

13. Beschwerderecht

Sie haben ein Beschwerderecht bei einer zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde (Artikel 77
Datenschutzverordnung).
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Informationspf licht, wenn wir Daten Dritter von Ihnen erhalten

Erhalten wir von Ihnen als Versicherungsnehmer personenbezogene Daten von Dritten, müssen Sie das
Merkblatt zur Datenverarbeitung an diese weitergeben. Das sind z. B. Mitversicherte, versicherte Personen,
Bezugsberechtigte, abweichende Beitragszahler, Kredit-, Leasinggeber etc.
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Sanktionsklausel

Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - Versicherungsschutz nur, soweit und
solange dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtichafts-, Handels- oder
Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik Deutschland
entgegenstehen.

Dies gilt auch für Wirtschafts- Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, die durch die Vereinigten
Staaten von Amerika in Hinblick auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht europäische oder deutsche
Rechtsvorschriften entgegenstehen.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die
Vermögensschaden-Haftpflichtversichemng~vonUnternehmensleitem

und Leitenden Angestellten (ULLÄ) - HVD101807/16

1. Gegenstand der Versicherung

1.1 Versicherte Tätigkeit
p!?iy?r?^!??i^i?. e.w?h1^ versicj??J'^r!gss?hu. t? fü.r f1®"Fal1' d.ass ̂ ine versicherte Person wegen
einer in ihrer Eigenschaft gemäß 1. 2 bei der Versicherungsnehmerih, einem tochteruntemehmen

sjnem auf ,AI?t^9, mitversicherten Unternehmen begangenen Pflichh/ertetzung'au'fgrund
gesetzlich®r Haftpflichtbestimmungen für einen Vermögensschaden voi-i der
ye rsicherungsnehmerin oder einem'Dritten (hierzu zählt auch der" hsoivenzverwaltert auf
Schadenersatz in Anspruch genommen wird.

Der Vsrsicherungsnehmerin sind insoweit Tochterunternehmen und auf Antrag mitversicherte
Unternehmen gleichgestellt.

1.2 Versicherte Personen
^er_s!oherte , pel'sonen. .. sind. sämtliche^ ehemaligen und gegenwärtigen (auch zukünftif

der^geschäftsführenden Organe (Vorstand, ''GeschäftsTührer, etc. )--und"üder
Ko.ntrol!organ® (Aufsic. ht.srat-.. B6irat'. ve. rwaltu"gsrat> etc. ) unter Einschluss von Uquidatoren und
Abwicklern förderen Tätigkeit außerhalb ejnes7nsolvenzverfahrens. Operative Tätigkeiten'stehen
strategischen Entscheidungen gleich.

Yerdche. rt_sinl::!auchGen®ralbeyollmächti9te--prokuristenLir>d leitende Angestellte sowie
Angestellte und Mitarbeiter, die als benannte Compliance Beauftragte bzw. "besondere, ~vom
S?le-^^r^derr, <::tur?h hdus,trisstandards vorgesehene Beauftr^te zur Sichersteilun'g der
Compljance, z. B. als Gleichstellungs-, Arbeitsschutz-, Sicherheits-, " Datens'chutz-'i:'oder

tätig werden Werden Ehegatten oder Erben oder gesetzliche Vertreter
versicherter Personen für deren Pflichtverletzungen m Anspruch genommen, 'so erstreckt sich'der

auch auf diese Schadenersatzansprüche,

Der Vsrsicherungsschutz erstreckt sich auch auf Ansprüche gegen versicherte Personen oder
gegenwärtige, ehemalige oder zukünftige Arbeitnehmer der Versicherungsnehmen'n'oder'eTnes
^?!!t^^?[n-. ^nns. m ^ahm®n <:ler. Ausübung von Mandaten, die diese auf Weisung der
.

Y^sich. ?!^^l?. e.hrrler, i-n od6r ®ine^ mitversicherten Tochteruntemehmens in Aufsichtsgremien
von externen Unternehmen, sowie Organen von Verbänden oder gemeinnützigen Oraanisatic
wahrnehmen (Fremdmandate).

1.3 Versicherte Schäden .

ye rmögerisschadsn sind solche Schäden die weder Personenschaden (Tötung, Verletzung des
oder Schädigung der Gesundheit von Menschen) noch Sachschäde^'(Beschadigung^

Verderben, Vemichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind noch sich aus soTchen
Schäden herleiten. - ,---.--..

Versichert sind auch Schäden, die aus

einem Personen- oder Sachschaden folgen, die Pflichtverletzung der versicherten Personen
jedoch nicht für diesen Personen- oder Sachschaden, sondern auYschiießiich'für'deri'damit
im Zusammenhang stehenden Vermögensschaden ursächlich war^
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Personen- und Sachschäden Dritter folgen, es sich jedoch nicht um deren Ersatz, sondern
um den der Versicherungsnehmerin oder einem Tochterunternehmen bzw. mitversichertem
Unternehmen daraus entstehenden eigenen Schaden handelt.

1.4 Mitversicherung von Tochterunternehmen
Tochterunternehmen sind Unternehmen, auf die die Versicherungsnehmerin - mittelbar
unmittelbar - einen beherrschenden Einfluss ausüben kann, weil

ihr die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter zusteht oder

das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des die Finanz- und Geschäftspolitik bestimmenden
Verwaltungs-, Leitungs- oder Äufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen und sie
gleichzeitig Gesellschafterin ist oder

die Leitung und mehr als den fünften Teil des Nennkapitals oder

das Recht zusteht, die Finanz- und Geschäftspolitik aufgrund eines mit diesem Unternehmen
geschlossenen Beherrschungsvertrags oder aufgrund einer Satzungsbestimmung dieses
Unternehmens zu bestimmen oder

sie bei wirtschaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und Chancen dieses
Unternehmens trägt, das ihr zur Erreichung eines eng begrenzten und genau definierten Ziels
dient (Zweckgesellschaft).

Unternehmen, zu denen ein Tochterunternehmen in einem der vorstehend beschriebenen
Verhältnisse steht, gelten ebenfalls als mitversichert(Enkelunternehmen).

2. Versicherungsfall

Versicherungsfatl ist die erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen eine
versicherte Person.

Unbeschadet 13. 2. 1 (Kosten vor Eintritt des Versicherungsfalls) ist ein Haftpflichtanspruch im
Sinne dieses Vertrags geltend gemacht wenn gegen eine vefsicherte Person em Anspruch
schriftlich erhoben wird" oder em Dritter der Verslcherungsnehmerin, einem mitversicherten
(Tochter-)Untemehmen oder der versicherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen
eine versicherte Person zu haben.

3. Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes

s

§

3.1 Anspruchserhebung (claims made)
Versicherungsschutz" besteht für während der Dauer des Versicherungsvertrags eingetretene
Versicherungsfälle.

Unbeschadet Absatz 3 gilt dies insbesondere auch im Hinblick auf solche Versicherungsfalle,
deren" zugrunde liegende Pflichtverletzung ursprünglich unter der Geltung eines zeitlich früher
geschlossenen Versicherungsvertrags gleFcher Art versichert war (Von/ertrag), deren Regulierung
der Vorversicherer aber wegen des Ablaufs der dort geltenden Nachmeldefrist abgelehnt hat.

Für vor Vertragsbeginn begangene Pflichtverletzungen gilt dies jedoch nur, wenn den versicherten
nicht bekannt waren, ©s seiPersonen bis zum Abschluss der Versicherung die

denn, . die Vertragsparteien haben mit Rücksicht auf
Kontinuitätsdatum vereinbart (siehe Versicherungsschein).

zeitlich frühere Versicherungen ein
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3.2

3.3

3.3.1

3.3.2

3. 3.3

3.3.4

Für neu hinzukommende Tochterunternehmen besteht Versichemngsschutz für solche
Pflichtyerietzungen, die bis zu 12 Monate vor dem Zeitpunkt des" EnA/erbs durch" die
Yersicherungsnehmerin gegangen worden sind. Maßgeblicher Zeitpunkt des Erwerbs "ist die
Wirksamkeit gegenüber Dritten.

Voraussetzung ist, dass die Versicherungsnehmeri. n, das übernommene Unternehmen oder die in
Anspruch genommenen versicherte Person im Zeitpunkt des Erwerbs von der PfJic
keine Kenntnis hatte.

Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nachVertragsbeendigung
Hinsichtiich der Erhebung von Schadenersatzansprüchen nach Beendigung des
YT^i^^r. ul?^svertr?9i gelten , k®ir!e zeiüicheri Beschränkungen. Soweit keine anderweitige
ye reinbarung getroffen wird, besteht demnach für vor Vertragsende "begangene
Pflichtyerietzungen Versicherungsschutz unabhängig davon, wann der daraus resultierende
Schadenersatzanspruch erhoben wird (unbegrenzte" Nachmeldefrist). Dies gilt auch im Falle
eines Wechsels des Versicherers (Unverfallbarkeit der Nachmeldefrist). Die Verpfiichtung",
Inanspruchnahmen unverzüglich anzuzeigen, bleibt hiervon unberührt.

Für (Tocht©r-)Unternehmen tritt an die Stelle des Vertragsendes derjenige Zeitpunkt, in welchem
die Voraussetzungen unter 1.4 nicht mehr vorliegen oder ein' auf Antrag mJtversichertes
Unternehmen aus dem Vertrag ausscheidet.

Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmeldeperiode im Rahmen der bei Ablauf des
letzten Versicherungsjahres geltenden Vertragsbestimmungen und in Höhe des unverbrauchten
Teils der ye rsicherungssumme des letzten Versicherungsjahres. Kein Versicherungsschutz'über
diese Deckungserweiterung besteht für den Fall, dass'd'er Versicherungsvertrag'wegen'NFcM-
oder verspäteter Zahlung des Versicherungsbeitrages geendet hat (AT 3.3"und 3.5'). "^

Unabhängig vom Verbrauch der Versicherungssumme im Rahmen der Nachmeldeperiode steht
für jede - allein altersbedingt oder aus gesundheitlichen Gründen - ausgeschiedene versicherte
Person für Leistungen aus dem ' Versicherungsverhältnis einmalig mindestens "eine
Versicherungssumme von 10 Prozent des im Jahr des Ausscheidens dei: versicherten Person
unYerbrauchten Teils der yersicherungssümme, jedenfalls aber ein Betrag in Höhe von

100.000 EUR zur Verfügung (retirement cover).

Vertragsaufhebung, Kündigung

Der Vertrag kann durch einseitige Erklärung (Kündigung) zu dem vereinbarten Vertragsende
aufgehoben werden. Die Erklärung ist spätestens drei Monate vor Ablauf des Vertrags gegenüber
dem Vertragspartner abzugeben.

Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei-Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des dritten
oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden.

Das Yersicherungsverhältnis kann ferner nach Eintritt eines Versichemngsfalls (siehe 12.)
lekundjgt werden wenn der Versicherer eine Zahlung geleistet oder die Leistung der fälligen
Entschädigung zu Unrecht verweigert hat oder der Haftpflichtanspruch rechtshängig gewordenlst.

Das Recht zurj<undigung im Versicheryngsfall erlischt, wenn es nicht spätestens einen Monat,
nachdem die Zahlung geleistet, der Rechtsstreit durch Klagerücknahme, Anerkenntnis oder
Vergleich beigelegt oder das Urteil rechtskräftig geworden ist, ausgeübt wird.'

DieVersicherungsnehmerin kann bestimmen, ob sie mit sofortiger Wirkung oder zum Schluss der
laufenden Versicherungsperiode kündigt. Die Kündigung des Versicherers'wird nach einem-Monat
wirksam.

Im Falle der Beantragung des Insolvenzveri'ahrens über das Vermögen der
ye rs^herungsnehmerin oder eines mitversicherten (Tochter-)Unternehmens besteht der
fort. Eine Kündigung seitens des Versicherers erfolgt nicht.' Dies gilt entsprechend, wenn'die
Versicherungsnehmerin selbst freiwillig liquidiert, fusioniert oder neu beherrscht werden wird.
Entsteht hierdurch eine neue juhstische" Person, wird der Versicherer den Vertrag unter der neuen
juristischen Person fortführen;
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3.3.5 Die Kündigung durch den Versicherer muss in Schriftform, durch den Versicherungsnehnner in
Textform erfolgen. Maßgeblicher Zeitpunkt istder Zugang der Erklärung bei dem Vertragspartner

3. 3. 6 Der Versicherer verzichtet im Leistungsfall auf sein Kündigungsrecht.

4. Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes

?
5

l
§

l
l

4. 1 Leistungen des Versicherers
Der Versicherer übernimmt neben der Prüfung der Haftpftichtfrage

die Kosten für die gerichtliche und außergerichtliche Abwehr unbegründeter
Schadenersatzansprüche (siehe 13. ) und
die Freistellung von berechtigten Schadenersatzverpftichtungen (siehe 14. ).

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn die versicherte Person aufgrund
Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses oder Vergleichs zur Entschädigung verpflichtet
ist und der Versicherer hierdurch gebunden ist.

Anerkenntnisse und Vergleiche, die von versicherten Personen ohne Zustimmung des
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit der
Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadenersatzverpflichtung der versicherten Person mit bindender Wirkung für den
Versicherer festgestellt, hat der Versicherer die versicherte Person binnen zwei Wochen von dem
Schadenersatzanspruch freizustellen.

4.2 Serienschäden .... .. . ... , , ....
Unabhängig von den einzelnen Versichemngsjahren gelten mehrere während der
des Versicherungsvertrags geltend gemachte Ansprüche eines oder mehrerer Anspruchsteller

aufgrund einer Pflichtverletzung, welche durch eine oder mehrere versicherte Personen
begangen wurde,

aufgrund mehrerer Pflichtverletzungen, welche durch eine oder mehrere ^versicherte
Personen begangen wurden, sofern diese Pflichtverletzungen demselben Sachyerhalt
zuzuordnen sind" und miteinander in rechtlichem, wirtschaftlichem oder zeitlichem
Zusammenhang stehen,

als ein Versicherungsfall.

Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt der Geltendmachung der einzehen
Haftpflichtansprüche''ais in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Haftpflichtanspruch
geltend gemacht wurde.

4.3 Selbstbeteiligung _ ^ . . ... , _,,,,_
Unbeschadet'zwingender gesetzlicher Regelungen oder einer, in Ansehung
Grundsätze zu guter und verantwortungsvoller Unternehmensführung, mit der
Versicherungsnehmenn individual-vertraglich ~ getroffenen _Vereinbarung (z-B, -__Jm
Anstellungsvertrag), haben die versicherten Personen, im Fall von 8. die Versicherungsnehmerin,
in einem Versicherungsfall keinen Selbstbehalt zu tragen.

Auch Wenn ein Sslbstbehalt zu tragen ist, erfolgt keine Anrechnung auf die Kosten im
Zusammenhang mit der Abwehr unbegründeter Ansprüche (4. 1).

4.4 Versicherungssumme, Jahreshöchstersatzleistung , , , ,,
Für den Umfang der Leistungen des Versicherers unter 4. 1 ist die im
angegebene-Versicherungssumme der Höchstbetrag für jeden ye rsicherungsfall und für alle

wahrend eines Versicherungsjahres eingetretenen Versicherungsfätle zusammen.
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Sofern besonders vereinbart, steht für die unter 4. 1 genannte Freistellung von
Schadenersatzverpflichtungen die aus dem VersicherungsscheTn und seinen" "Nachträgen
ersichtliche Versicherungssumme für die Aufsichtsorgane gesondert zur Verfügung.

4.5 Währungsklausel, Leistung bei Auslandsrisiken
Die Leistungen des Versicherers eri;olgen in Euro.

Werden ausländische Risiken mitversichert, gilt die Verpflichtung des Versicherers als mit dem
Zeitpunkt erfüllt, in dem der Betrag bei einem inländischen Geldinstitut angewiesen ist.

Soweit derZahlungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören
liegt, gelten die Verpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt als erfullt7'in" cTem'der
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen

5. Örtlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt - soweit rechtlich zulässig - weltweit mit Ausnahme von Ansprüchen,

die vor dem Gericht eines Landes geltend gemacht werden, in welchem Common Law gilt;
infolge der Verletzung des Rechts eines Landes, in welchem Common Law gilt;
in Zusammenhang mit einer in einem Common-Law-Land vorgenommenen Tätigkeit.

Als Comrnon-Law-Länder im Sinne dieser Bestimmung gelten abschließend, die Vereinigten
Staaten von Amerika, Kanada, Australien, Hongkong, Indien, Jamaika, Malaysia, Neuseeland,
Singapur und Südafrika. ' ' w -" - - ----, ...-/-, .^-^.^,, »,

6. Ausschlüsse

Ausgeschlossen vom VersichQrungsschutz sind Haftpflichtansprüche wegen vorsätzlicher
Schadenverursachung oder durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, 'Beschluss,
Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzung durch eine versicherte
Person.

Wird der Schadenjdurch eine direkt vorsätzliche Pflichtverletzung gegen auf Unternehmensebene
gesetztem. . Recht . . .(satzun. 9-. Gesellschaftsvertrag, " Compliance-Richtiinie",
Handlungsanweisung/-empfehlung etc. ) verursacht, so besteht Versicherungsschutz unter" der
yo raussetzyng, dass die Yersfcherte Person bei objektiver Würdigung'' aller "Umstände,
insbesondere auf der Grundlage ajigemessener Information und unteT Berücksichtigun'g"der
Rechtsprechung, im Zeitpunkt ihrer Entscheidung vernünftigerweise annehmen durfte, "zum'Wohl
der Versicherungsnehmerin oder eines mitversicherten (Tochter-) Unternehmens zu handeln.

Den versicherten Personen werden Handlungen oder Unterlassungen nicht zugerechnet, welche
von anderen versicherten Personen begangen wurden.

??!?!?-. f!,i?__y<:?rs?tzliche, s?h?.cle^ve.r^rsa.chun9. ?Fler wissentljche Pflichtverletzung streitig ist,
^?tT!1lY?Lsich^rurl_?ssch, utz fü,f. c?ie A^y/e. hr" u.nd Verteidigungskosten unter d©r'B6dTng'ung7dass
der Vorsatz oder die wissentliche Pflichtverletzung nicht durch rechtskräftige "Entichei'dun^
Vergleich oder Anerkenntnis festgestellt wird; Erfolgt eine solche FeststelTung7entfaliF''d©r
Versicherungsschutz rückwirkend. ' Die yersicherten'Personen sind dann verpflichtet, ' dein
Versicherer die erbrachten Leistungen zurückzuerstatten.

7. Anderweitige Versicherungen, Mehrfachversicherung
}

Besteht für einen unter diesem Versicherungsvertrag geltend gemachten Schaden auch unter
einem_anderen v®reicherungsyertrag Versicherungsschutz, so sind Versicherungsnehmerin'und
y^rs-i^r1te- __pe_l's. onen verPflichtet^ den _Schaden zunächst unter dem" anderweitigen
Versicherungsvertrag geltend zu machen. Die Leistungspflicht des Versicherers unter "diesem
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Vertrag besteht nur, wenn und insoweit der anderweitige Versicherer nicht leistet. Kommt ss_zu
einer-leistung aus diesem Versicherungsvertrag, weil der Versicherer des anderweitigen
Versicherungsvertrags seine Leistungspflicht gegenüber der Versjcherungsnehmerinode^ einer
versichertens'Person*'b©streitet, so sind'diese'verpflichtet, diese Versicherungsverträge offen zu
l'egen'und etwaige Ansprüche aus demandeiweitigen Versicherungsvertrag auf Weisung des
Versicherers durchzusetzen oder an ihn abzutreten.

Sofern die Versicherungsnehmerin, ein mitversichertes (Tocher-)Unternehmen oder eine
versicherte'Person'das durch diesen Versicherungsvertrag versicherte Risiko auch anderweitig
versichert~(Doppelversicherung, Anschlussversicherung), ist dies dem Versicherer unter Angabe
des Versicherers und der Versicherungssumme unverzüglich anzuzeigen.

8. Haftungsfreistellung

Gibt die Versicherungsnehmerin oder ein mityersichertes (Tochter-) Untem^ehmen gegenüber
versicherten Personen eine Erklämngdes Inhalts ab, diese von Ansprüchen Dritter frei zu stellen
oder auf eigene Schadenersatzansprüche zu verzichten (siehe 1. 1), erteiirsie bezüglich des
Versicherungsfalls'diesen Entlastung oder schließt mit ihnen insoweit einen Vergleich, so ist dies
von'der Versicherungsnehmerin dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

9. Versicherung für fremde Rechnung, Abtretung des Versicherungsanspruchs

9.1 Anspruchsberechtigte _ ,. .
Anspruch auf Versicherungsschutz können - ausgenommen 14. 2 - nur die versicherten Persor
geltend machen.

Die Anzeigepflichten und Obliegenheiten der Versicherungsnehmerin gelten sinngemäß für
mitversicherte (Tochter-)Untemehmen und die versicherten Personen.

9.2 ÜbertragungVersicherungsansprüche _ .... , _, _.. _,,,.
Die'Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Feststellung ohne
Zustimmung des Versicherers nicht, auch nicht teilweise, auf Dritte übertragen werden.

Sofern nicht abweichend vereinbart, bleibt eine Abtretung an den geschädigten Dritten zulässig.

9.3 Rückgriffsansprüche _ . . .... , ,/ .._
Rückgriffsansprüche der versicherten Personen sowie deren Ansprüche auf Kostenersatz'
Ruckgabe~Nntertegter und auf Rückerstattung bezahlter Befrage' sowie auf Abtretung gemäß
§255'BGB gehen 1n- Hohe der vom VersicheFergeleisteten Zahlung ohne weiteres auf diesen
Der'Versicherer kann die Ausstellung einer den Forderungsübergang nachweisenden Urkunde
verlangen.

9.4 Verzichtswirkung . _ . .
Hatelne" versicherte Person auf einen Anspruch gemäß 9.3 oder ein zu dessen Sicherung
dienendes'Recht verzichtet, bleibt der Versicherer dieser gegenüber nur insoweit verpflichtet, als
die've'rsicherte Person nachweist, dass die Verfolgung'des Anspruchs ergebnislos geblieben
wäre.

10. Änderung der Beitragsbemessungsgrundlagen, Vertragsfortführung

Die Versicherungsnehmerin ist verpflichtet, nach Erhalt einer Aufforderung des Versjcherers,
welche mit den zum Zwecke der Beitragsbemessung (siehe AT ̂ 4. ) benötigten Angaben
verbunden werden kann, Mitteilung darüber zu machen, ob und welche Ändemngen in dem
versicherten Risiko eingetreten sind (Vertragsfortführung).

Die Angaben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und auf
Wunsch desVersicherers nachzuweisen.
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Aufgrund der Anderungsmitteilung oder sonstiger Feststellungen wird der Beit

11.1

11.2

12.1

Unterlässt die ys rsicherungsnehmerin die rechtzeitige Mitteilung, kann der Versicherer für den
Zeitraum, ^ für den Ü\Q Angäben zu machen waren, eine NachzahTung in Höhe des für diesen
??!tr?^ b^it? in. RecJ1 nun9 gestellten Beitrags verlangen Werdendie Angaben" nachtraglich
gemacl1tl ^irldet ein®, Beitra9sre9uli®rur>g statt. Ein voh der Versicherungsnehmerin'zu'viei
gezahlter Beitrag wird nur zuruckerstatteC wenn die Angaben innerhalb von "zwei Monaten'nach
Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrags erfolgten.

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf Versicherungen mit Beit
tli.r.^?^T^a!?r^_Anwendling- B®im, Fortfall eines Risikos (siehe Versicherun'gsschem'fwird'der
ehvaigeMinderbeitrag vom Eingang der Anzeige ab berechnet. Kein Risfkofortfa» in dyesem'Sinne
ist das Ausscheiden von versicherten Personen oder Unternehmen.

11. Anzeigepflichten, Gefahrerhöhungen, andere Obliegenheiten

In Erweiterung des Versicherungsschutzes und insoweit abweichend von AT 5 und den
Regelungen des Versicherungsvertragsgesetzes (§§ 19 bis 23 WG), gHtfolg'endes;'

Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebliche Umstände
Wird der^ Vertrag von einem Vertreter der Versicherungsnehmerin geschlossen und kennt dieser
den gefahrerheblichen Umstand, muss sich die Versicherungsnehmerin so behandeln lassen^ als
tl ?^LSJ?,^T!b.st_davorl , Ke'.nrltnis.. 9ehal:!t. od®1' c!!es ar9list'9. verschwiegen. Unabhängig davon
besteht Versicherungsschutz für die versicherten Personen, die diese ke^ntnis~nicht"ha'tteTi. ~~""

Kenntnis, Verhalten und Verschulden versicherter Personen
Die Kenntnis,_das Verhalten oder das Verschulden einer versicherten Person wird einer anderen
versicherten Person nicht zugerechnet.

Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen Umständen berechtiaen den
Versicherer nicht zur Kündigung Rücktritt und Anfechtung des' Vertragsü~"Ke~in
Y®-^i?t??run?ssc!?utz besteht für diejenigen versicherten Personen, die die unvollständigen oder
unrichtigen Angaben gemacht haben bzw. davon Kenntnis hatten.

12. Versicherungsfall, Anzeigepflicht und sonstige Obliegenheiten nach Eintritt des
Versicherungsfalls

Versicherungsfall
Versicherungsfall im Sinne dieses Abschnitts ist neben der
Haftpflichtansprüchen (siehe 2. ) der Eintritt von Umständen gemäß 13. 2. 1.

von

12.2 Anzeige des Versicherungsfalls

12. 2. 1 Jeder Versicherungsfalt ist dem Versicherer unverzüglich schriftlich anzuzeigen.
Wird^ein Ernmttlungsverfahren eingeleitet, ein selbständiges Beweisverfahren angeordnet oder
ergeht ein Strafbefehl oder Bescheid, der den Ersatz eines Vermogensschadens zum
Gegenstand Jiat oder zur Folge haben könnte, so hat die Versicherungsnehmenn~oder~die
versicherte Person dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn der
Versicherungsfall selbst bereits angezeigt wurde.'

Wird gegen eine versicherte Person ein Anspruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskostenhilfe
a^t-?d^?®^, eP ,dies?. 9eri£h*!ich d®r Streif verkundeC so ist "dies ebenfalFs unverz'ügiich

?!lz-u-ZTi,?.T.n.^??-s, -^!^iche gilt"im Fal!e, ein®s, Arrests oder einer einstweiligen Verfügung'. G'egen
einen Mahnbescheid muss die versicherte Person fristgemäß Widerspruc"h einlegen, -ohne'dlss
es einer Weisung des Versicherers bedarf. <, - - --.-. ^. -. -.-o-.,
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12.3.2

12.3.3

12. 3.4

ft

12. 2. 2 Zur Wahrung der Fristen genügt die rechtzeitige Absendung der Anzeige.

12. 2. 3 Unterbleibt die rechtzeitige Anzeige, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet (siehe 1 3. ).

Dies gilt nicht, wenn der Versicherer auf andere Weise vom Versicherungsfall rechtzeitig Kenntnis
erlangt hat.

12.3 Weitere Behandlung des Versicherungsfalls

12.3. 1 Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, wenn

die versicherte Person dies verlangt; _ ^ ^ _ _ " ,,,,,.
die versicherte Person keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer die
Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig erscheint.

Wenn die versicherte Person den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser
vom"'Versicherer" im Namen der versicherten Person beauftragt. Für die Tätigkeit des
Rechtsanwalts ist der Versicherer nicht verantwortlich.

Macht die versicherte Person den Versicherungsanspruch geltend, hat sieben Versicherer
voTls'tandig und "wahrheitsgemäß über sämtliche Umstände desVersicherungsfalts zu unterrichten
sowieBeweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen.

Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den_ Versicherungsfall bestehenden
Versicherungsschutzes. Ergreift die versicherte Person Maßnahmen zur Wahrnehmung ihrer
rechtiichen"lnteressen bevor der Versicherer den Umfang des Versicherungsschutzes bestätigt
hat'und'eritstehen durch solche Maßnahmen Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er
bei einer Bestätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.

12. 3.5 Die Versicherungsnehmerin und die versicherten Personen sind verpflichtet, unter Beachtung der
Weisungen des Versicherers nach Möglichkeit für die Abwendung oder Minderung des Schadens
zu'sorgen und'alles zu tun, was zur Kfarstellung des Versicherungsfalls dient, sofern ihnen dabei
nichts Unbilliges zugemutet wird. Sie haben den Versicherer bei der Abwehr des Schadens sowie
bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen,

ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte_zu erstatten,
alle fatumstände, welche a'ufden Versicherungsfall Bezug haben, mitzuteilen und

- alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung des Versicherungsfalls erheblichen
Schriftstücke einzusenden.

Den aus Anlass eines Versicherungsfalls erforderlichen Schriftwechsel hat der
Versicherungsnehmer unentgeltlich zu führen.

Ansprüche der Versicherten gegen andere auf Erstattung von Kosten-di^ d5rY^rslche^er
"hat," gehen "mit ihrer" Entstehung auf diesen über. Die für die Geltendmachung^der

Anspräche'notwendigen Unterlagen hat der yeTsicherte dem Vsrsichererauszuhandgenund bei

dessen" Maßnahmen'gegen di6"anderen auf Verlangen mitzuwirken; Dem Versicherten bereits
erstattete Kosten sindan'den Versicherer zurückzuzahlen.

12.4 Erledigung des Versicherungsfalls _ ^ ^ ......... ,,,. __,. ".",.
Falfs~'die"vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruchs durch Anerkenntnis,
Befriedigung oder Vergleich an dem Widerstend derve. rsicherun9snehm®ri, n_, °^er,.. ?ir!er
versiche'rten' P'e'rson scheitert oder falls der Versicherer seinen vertragsgemäßen Anteil zur
Befnedigung des"Geschädigten zur Verfügung stellt, hat^der Y®''sicherer^ für den vorder
Weige'rungbzw^ der Zurverfügungstellung an'entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen
und Kosten nicht aufzukommen.

12.3.6

12. 3.7
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13. Abwehr und Kostenschutz

13. 1 Verfahrensführung, Anwaltswahl
^Ly^sJ?h?_l?/. -s_or?t fü, r die notwendige^ gerichtliche und außergerichtliche Wahrnehmung der
rechtlichen Interessen der versicherten" Person und trägt die der versicherten'Person" hierbei
sntstehenden Kosten, dies gilt auch insoweit, als die Höhe des geltend gemachten"
(Streitwert) die Versicherungssumme übersteigt.

Die Anwaltswahl steht den versicherten Personen zu.

13.2 Kosten
Der Versicherer übernimmt die gebührenordnungsmäßigen Kosten und - nach Abstimmung -
darüber hinausgehende Kosten im Rahmen von Honorarvereinbarungen.

Kosten-, sm_d_An_walts'; sa<::;hYerstandigen-, Zeugen- und Gerichtskosten, Aufwendungen zur
^oder Minderung des ̂ chadens bei oder nach Eintritt des Versichemngsfairs" sowie

Schadenermittlungskosten, _auch Reisekosten, die dem Versicherer nicht'selbst'ent'steh'en'Dies
auch dann, wenn diese Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.

P.el, y^?^rer^rä_?ll?eisekost^n der versicherten Person für Reisen an den Ort des zuständigen
ausländischen Gerichts wenn das Erscheinen der versichertenPerson vorgeschrieben oder zur
Vermeidung von Rechtsnachteijen erforderlich ist. Die Kosten werden ~bTs~ "zur" Hohe "der "für
Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen ~

13.2. 1 Kosten vor Eintritt des Versicherungsfalls
!n. -.Erweiterung zu. 2- hab.®" die yersicherten Personen das Recht, einen Rechtsanwalt,
Wirtschaftsprüfer oder sonstigen Sachverständigen mit der Wahrnehmuhg ihrer interessen'zu'

jen, sofern ©ine Inanspruchnahme wahrscheinlich ist.

.̂

.^Tl<ih-?t?^?fol?-_13-l. gilt diese Regelung nur, soweit der Versicherer der Beauftragung nicht
widers.Procherl . hat Dem Versicherer ist die beabsichtigte Beauftragung "unverzügiJcTi "und
schriftlich mitzuteilen.

13. 2. 2 Kosten bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen
5?-r-y?, ^h^r'u_ng??ohutz er?t.rec((t sich auch aufdie erforderlichen Kosten zur Wahrung von
Perspn lichkeitsrechten versicherter Personen im Zusammenhang mit" e»T©m""unrer's' den
Versicherungsschutz fallenden Ereignis gemäß 2. und 13.2. 1.

Diese Kosten sind Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Erlass einer
?Ln_s^ilS?. rl.. Y9̂ ü?.u"n^_b^geh1^ wirct' a.uch . w^nn es sich um Ansprüche auf U'nterlassung
^?.n^?lt'^°w. e. it_ei, n, w":ferTufsyel'larl9en °^r.?iP Anspruch auf Unterlassen geltend gemacht wird0,
ersetzt der Versichererauch außergerichtliche Anwaltskosten, die der'"'versicherten" Person
entstehen.

14. Freistellung von Schadenersatzleistungen

14.1 Versicherungsumfang
Der Versicherer übernimmt die Schadenersatzleistungen, zu denen die versicherte Person in
^TT.rr!r".e.n.^ang. mit versi9hert©n Tätigkeiten aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils,
Anerkenntnisses oder Vergleiches verpflichtet und soweit der Versicherer hierdurch gebunden ist.

14.2 Übergang bei Haftungsfreistellung
lm.. Fal!eeiner Hafturlgsfreistellun9 (siehe 8. ) geht der Anspruch gegen den Versicherer auf
l=reistellung von Schadenersatzansprüchen in dein Umfang auf dieVer^cherungsnehmenn'uber^
in welchem diese oder ein mitversichertes (Tochter-)Untemehmen ihre Verpflic
der versicherten Person erfüllt hat.
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Allgemeine Versicherungsbedingungen für die Vermögensschaden-
Haftpflichtversicherung von Unternehmensleitern_und leitenden

Angestellten - Persönliche D&O (ULLA-PS) HVD102009/16

0>
T"

5

l
§
s

A. Allgemeiner Teil

1. Gegenstand der Versicherung

Der Versicherer gewährt dem Versicherungsnehmer Versicherungsschutz für den Fall, dass er
wegen eines in seiner Funktion gemäß Ziffer 1. 1. begangenen Verstoßes aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen für einen Vermögensschaden von einem anderen auf Schadensersatz in
Anspruch genommen wird.

Versicherungsschutz besteht für die dem Versicherer angezeigten und im Versicherungsschein
und seinen Nachträgen bezeichneten Mandate.

1.1. Versicherte Tätigkeit

Versicherungsschutz besteht für Tätigkeiten des Versicherungsnehmers in seiner Funktion als
Mitglied eines geschäftsführenden 'Organs (Vorstand Geschäftsführer ete) j>der eines
ko^troliorgans (Äufsichtsrat, Beirat, Verwaltungsrat etc. ) unter Einschluss^der Tätigkeit ̂ als
Liquidator und Abwickler außerhalb eines Insolvenzverfahrens. Operative Tätigkeiten stehen
strategischen Entscheidungen gleich.

Versichert ist auch die Tätigkeit als Interimsmanager - soweit_der Versicherungsnehmer als
Organmitglied bestellt ist - ebenso als Generalbevoirmachtigter, Prokurist, leitender An9estellter,
sowie als Compliance-Beauftragter bzw. besonderer" vom Gesetzgeber oder ^clurch
Industriestandards vorgesehener Beauftragter zur Sicherstellung der Compliance Z. B. als
Gteichstellungs-, Arbeitsschutz-, Sicherheits-7 Datenschutz-, oder Geldwäschebeauftragter.

Werden Ehegatten oder Erben oder gesetzliche Vertreter des Versicherungsnehmers für dessen
PflichtverTetzungen in Anspruch genommen, so erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf
diese Schadenersatzansprüche.

1.2. Versicherte Schäden

1. 2. 1. Vermögensschaden sind solche Schad&n, die weder Personenschäden (Tötung,
des Körpers oder Schädigung der Gesundheit von Menschen) noch Sachschaden

(Beschädigung, Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) sind noch sich aus
solchen Schäden herleiten.

Versichert sind auch Schäden, die aus

- einem Personen- oder Sachschaden folgen, die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers
jedoch nicht für diesen Personen- oder Sachschaden sondern ausschließlich für den damit im
Zusammenhang stehenden Vermögensschaden ursächlich war;

- Personen- und Sachschäden Dritter folgen, es sich jedoch nicht um deren Ersatz, sondern um
den dem Versicherungsnehmer daraus entstehenden eigenen Schaden handelt.

1. 2. 2. Jn Erweiterung hierzu sind auch psychische Beeinträchtigungen mitversichert, soweit d.iese
im-Zusammenhang"mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) bzw. vergleichbarer
ausländischer Rechtsvorschriften stehen.

2. Versicherungsfall

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist der Verstoß, der Haftpflichtansprüche eines
Dritten gegenüber dem Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte.

s
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3. Zeitlicher Umfang des Versicherungsschutzes

3. 1. Vorwärts- und Rückwärtsversicherung

3. 1^^. DieYorwärtsversicherung umfasst die Folgenallervom Beginn des Versicherungsschutzes
ab (A.3.4. ) bis zum Ablauf des Vertrages vorkommenden Verstöße.

312. Die Rückwartsversjcherung bietet Versicherungsschutz für Verstöße in der Vergangenheit,
welche dem Versicherungsnehmer bis zur Abgabe seiner Vertragserklärung nicht bekännt'waren^
es sei denn die Vertragsparteien haben mit'Rücksicht auf_zeitiich frühere Versksherungen ein
Kontinuitatsdatum vereinbart (siehe Versicherungsschein). Die Rückwärtsversicherung erstreckt
sich - sofern nicht andere vereinbart - nicht auf Mandate, die bei Abgabe der Vertragserklärung
bereits beendet waren. Die Versicherungssumme der ej-sten Versicherungsperiode stellt zugjeich
den Höchstbetrag für alle in den Zeitraum der Rückwärtsversicherung und der ersten
Versjcherungsperiode fallenden Pflichtverstöße dar, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes
vereinbart ist (siehe Versicherungsschein).

Als bekannter Verstoß gilt ein Vorkommnis, wenn dieses vom Versicherungsnehmer als fehlerhaft
erkannt oder ihm gegenüber als fehlerhaft bezeichnet worden ist.

3.2. Verstoß durch Unterlassen

Wird ein Schaden durch fahrlässige Unterlassung verursacht, gilt im Zweifel der Verstoß als an
dem_Tag.. begarlg®r1'. anJM6}c[}6m dAe v.srsäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen
werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. " ' «-

3.3. Nachmeldefrist

Hinsichtlich der Erhebung von Schadenersatzansprüchen nach Beendigung des
ye rsicherungsvertrages gelten keine zeitlichen Beschränkungen. Soweit keine andeweitige
Vereinbarung getroffen wird, besteht demnach für in den" versicherten Zeitraum-~failende
Pflichtverletzungen Versicherungsschutz unabhängig davon, wann der daraus resultierende
Schadenersatzanspruch erhoben wird (unbegrenzte Nachmeldefrist). Dies gilt auch im Falle eines
Wechsels des Versicherers (Unverfallbarkeit der Nachmeldefrist). " Die Verpflichtung,
Inanspruchnahmen unverzüglich anzuzeigen, bleibt hiervon unberührt.

Kein Versicherungsschutz über diese Deckungserweiterung besteht für den Fall, dass der
Versicherungsvertrag wegen Nicht- oder verspäteter Zahlung des Versicherungsbeitrages
geendet hat (Ziffer 10. 1 und 10. 2).

3.4. Beginn des Versicherungsschutzes

Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn
der^Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im sTnne von Ziffer
A. 10. 1. zahlt. - - .

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag nur die erste Rate
des ersten Jahresbeitrages.

3.5. Vertragsdauer

Der Vertrag ist zunächst für die in dem Versicherungsschein festgesetzte Zeit abgeschlossen.

Betragt die Vertragslaufzeit mindestens ein Jahr, so bewirkt die Unterlassung rechtswirksamer
Kündigung (A. 3.6. ) eine Verlängerung des Vertrages um jeweils ©in Jahr.

3.6. Vertragsaufhebung, Kündigung

3. 6. 1. Der Vertrag kann durch einseitige Erklärung (Kündigung) zu dem vereinbarten
Vertragsende aufgehoben werden. Die Erklärung ist spätestens" drei'Monate vor Äblauf"des
Vertrages gegenüber dem Vertragspartner abzugeben.
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3. 6. 2. Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Vertrag schon zum Ablauf des
dritten oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden.

3. 6. 3. Das Versicherungsverhältnis kann ferner nach Eintritt eines Versicherungsfalles (A^2^
<undigTw©rden, wenn der Versicherer eine Zahlung geleistet oder d'e Leistun9 det' ̂ alll9e.n

Intschädigung'zu Unrechfverweigert hat oder der Haftpflichtanspruch rechtshängig geworden ist.

Das Recht zur Kündigung im Versicherungsfall erlischt, wenn es nicht spätestens einen Monat,
nachdem'dTe Zahlung geleistet, der Rechtsstreit durch Klagerücknahme, Anerkenntnis oder
Vergleich beigelegt oder das Urteil rechtskräftig geworden ist, ausgeübt wird.

Der Versicherungsnehmer kann bestinrrmen, ob er mit sofortiger Wirkung oder zum Schluss der
iaufenden~Versicherungsp6 riode kündigt. Die Kündigung des Versicherers wird nach einem Monat

wirksam.

3. 6. 4. Die Kündigung muss schriftlich erklärt werden; sie soll durch eingeschriebenen Brief
erfolgen. MaßgebTicher Zeitpunkt ist der Zugang der Erklärung bei dem Vertragspartner.

3. 6.5. Der Versicherer verzichtet im Leistungsfall auf sein Kündigungsrecht.

4. Sachlicher Umfang des Versicherungsschutzes

4.1. Leistungen des Versicherers

Der Versicherer übeminnmt neben der Prüfung der Haftpflichtfrage

die Kosten für die gerichtliche und außergerichtliche Abwehr unbegründeter
Schadenersatzansprüche

und

- die Freistellung von berechtigten Schadenersatzverpflichtungen.

Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn dsrVers. icherun9sn®^mel'^9rul"!d
Gesetzei^ "rechtskräftigen Urteils, Anerkenntnisses öder Vergleiches zur Entschädigung
verpflichtet und der Versicherer hierdurch gebunden ist.

Hierbei gilt folgendes: Im Falle einer gesamtschuldnerischen Haftung ubermmmt^ der Versicherer
die "umfassende Freistellung des Versicherungsnehmers. Ansprüche des Versicherungsnehmers
in diesem Zusammenhang, insbesondere Ausgleichsansprüche gern. § 426 BGB, gehen
automatisch auf den Versicherer über. Der Versicherer behält sich vor, diese_Ans
durchzu'seteen. Anerkenntnisse und Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung
des" Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den Versicherer nur, soweit
der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte.

Ist die Schadensrsatzverpftichtung des Versicherungsnehmers mit bindender Wirkung für den
Versicherer'festgesteNt, hat der Versicherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen von
dem Schadenersatzanspruch freizustellen.

4.2. Serienschäden

Eine einmalige Leistung der Versicherungssumme kommt nur in Frage

4. 2. 1. bezüglich eines aus mehreren Verstößen fließenden einheitlichen Schadens,

4. 2. 2. bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder
gieichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen alseinheitHcher Verstoß wenn dtä
betreffenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang
stehen.

g
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4.3. Versicherungssumme und Jahreshöchstersatzleistung

;liü.L<?,Tn-IJrT1f!ln?_der, l;eis?u,ng®n des v®rsicherers unter Ziffer 4. 1 ist die im Versicherungsschein
J^eN.La-r!^g^.b®n?,vers,ioherun?s?umm? der Höchstbetrag für jeden Versich'6rurigsfaiTund"fur
alle während eines Versicherungsjahres eingetretenen Versicherungsfalle zusammen'. """

4.4. Selbstbeteiligung

^rlbeschadet_. zwing®nd®I'.g®setzl.icher Regej.ungen oder einer, in Ansehung kodifizierter
zu "9uter, Llnd v®ra"twortungsvoller'Untsmehm9nsfuhrung mit dem jeweili£

Unternehmen individual-vertraglich getrpffenen Vereinbarung (z. B. im Änsfellungsvertrag), "hat'der
Versicherungsnehmer in einem Veriicherungsfall keinen Selbstbehait zu'trageri0

""" "~B/>

4.5. Leistung bei ausländischen Risiken

Die Leistungen des Versicherers erfolgen in Euro (EUR).

werden. ausl.arldlsche Risiken mitversichert, gilt die Verpflichtung des Versicherers als mit dem
t, in dem der Betrag bei einem inländischen Geldinstitut anaewiesen ist.

Soweit der ZaMungsort außerhalb der Staaten, die der Europäischen Währungsunion angehören,
!le9t'9elten die Yerpflichtungen des Versicherers mit dem Zeitpunkt afs<'erfüiit~, "in"3em"der

3-Betrag bei einem in der'Europäischen Währungsunion gelegenen Geldinstitut angewiesen

5. Örtlicher Geltungsbereich

Die Versicherung gilt - soweit rechtlich zulässig - weltweit mit Ausnahme von Ansprüchen,

-die vor dem Gericht eines Landes geltend gemacht werden, in welchem Common Law gilt;

- infolge der Verletzung des Rechtes eines Landes, in welchem Common Law gilt;

- in Zusammenhang mit einer in einem Common-Law-Land vorgenommenen Tätigkeit.

^-??. m.^nÄL^VV^n^r. -i"l. s"?rl®. di.es®r. Pest!mmunP 9elteri. abschließend, . die Vereinigten
Staaten von Amerika, Kanada, Australien, Hongkong, Indien, Jamaika, Maiaysia. Neuseeiand.
Singapur und Südafrika. ' . <, <". -.., -.. -...-, ... -/-, .. -^.«.,^,

6. Ausschlüsse

Ausgeschlo_ssel'l.. vom ys rsichemngsschutz sind Haftpflichtansprüche wegen vorsätzlicher
schadenYe"Jrsachurlg oder durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vo-rlchrift^ "Beschluss',
Vollmacht oder Weisung oder durch sonstige wissentliche Pflichtverletzuna durch den
Versicherungsnehmer. ' ~ --.--..--.."

Wird der Schaden durch eine direkt vorsätzliche Pflichtverletzung gegen auf Unternehmensebene
g^^inn-f?®^t..̂ a.tz_ung, '.. G®s.ells?h.a.ft.s.vel1tr?9> Compliance^RTchtlinie, HandlungsanweTsung/
i'?-r1^[ThJl^r'^_ete;^veru, rs?c!?t' ?9 b6s^{ ye rsicherungsschutz unter der Voraussetzung, 'dass~d^r
Versicherungsnehmer bei objektiver Würdigung aller Umstände, insbesondere'auf'der'
^?-®.T?^seJ1_erJr1. !<?.rr12?tiorl u,nd unter. Berücksichtigung der Rechtsprechung, im'Zeitpunkt'seiner

annehmen durfte, zum Wohl des Unternehmens zu handeln.

süfem. die__Yorsätzlich®. schad®nv6rur'sachurl9 . oder wissentliche Pflichtverletzung streitig ist,
besteht Versicherungsschutz für die A_bwehr- und Verteidigungskosten unter~der-Bed1ngung, odass
der_y?rsatz , ode.r die wis. sentliche Pflichtverletzung nicht durch rechtskraftige'Entlch^i'c
Vergleich oder Anerkenntnis festgestellt wird. Erfolgt eine solche'FeststeHung~"entfallT~d^r
Versicherungsschutz rückwirkend. * Der Versicherungsnehmer ist dann "verpflichte'tT" dem
Versicherer die erbrachten Leistungen zurückzuerstatten. " "'""" --'---''
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7. Anderweitige Versicherungen, Mehrfachversicherungen

Besteht für einen unter diesem Versicherungsvertrag geltend gemachten Schaden auch unter
einem anderen Versicherungsvertrag Versicherungsschutz, so ist der Versicherungsnehmer
verpfiichtet7den Schaden zunächst unter dem anderweitigen Versicherungsvertrag geltend zu
machen.

Die Leistungspflicht des Versicherers unter diesem Vertrag besteht nur, wenn und insoweit der
anderweitige Versicherer nicht leistet.

Versicherungsschutz besteht in Ergänzung zu der Leistung des anderen Versicherers soweit der
Versicherungsschutz unter diesem Vertrag weiter ist als unter dem anderen einschlägigen
Versicherungsvertrag (Konditionsdifferenzdeckung), anderweitig Versicherungsschutz ̂ ^durch
Zahlung" verbraucht Ist (Summenausschöpfungsdeckung) oder soweit über den anderen Vertrag
kein Versicherungsschutz mehr besteht.

Kommt es zu einer Leistung aus diesem Versicherungsvertrag, weil der Versicherer des
anderweitigen Versicherungsvertrages seine Leistungspflicht gegenüber dem
Versicherungsnehmer bestreitet, so ist dieser verpflichtet, diese'Versicherungsverträge offen zu
legen'und etwaige Ansprüche aus dem anderweitigen Versicherungsvertrag auf Weisung des
Versicherers durchzusetzen oder an ihn abzutreten.

Sofern der Versicherungsnehmer das durch diesen Versicherungsvertrag versicherte Risiko auch
anderweitig versichert poppelversicherung Anschlussversicherung), ist dies dem Versicherer
unter Angabe des Versicherers und der Versicherungssumme unverzüglich anzuzeigen.

i
l

g

§

g

8. Übertragung der Versicherungsansprüche

Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Feststellung ohne ausdrückliche
Zustimmung des Versicherers nicht, auch nicht teilweise, auf Dritte übertragen werden.

Sofern nicht abweichend vereinbart, bleibt die Abtretung an den geschädigten Dritten zulässig.

9. Rückgriffsansprüphe, Verzichtswirkung

9. 1. Rückgriffsansprüche des Versicherungsnehmers sowie dessen Ansprüche auf Kostenersatz,
auf Rückgabe hinterlegter und auf Rückerstattung bezahlter Beträge s°wie alJ[Abtretul, 19, 9em:
§~255~BGiTgehen in Höhe der vom Versicherer geleisteten Zahlung ohne weiteres auf diesen
über" bei7 Versicherer kann die Ausstellung einer den Forderung'sübergang nachweisenden
Urkunde verlangen.

9. 2. Hat ein Versicherungsnehmer auf einen Anspruch gemäß Ziffer A. 9. 1. oder ein zu dessen
Sicherung"dienendes Recht verzichtet, bleibt der Versicherer diesem gegenüber nur insoweit
verpfiichtet, ~als der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verfolgung ergebnislos gebtieben
wäre.

10. Beitragszahlung

Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungssteuer, die der Versicherungsnehmer
in der jeweils vom "Gesefcz bestimmten Höhe zu entrichten hat.

10.1. Erst- oder Einmalbeitrag, Zahlungsverzug

10. 1. 1. Der erste oder einmalige Beitrag ist unverzüglich nach Zugang des
.
Versicherungsscheines fällig, nicht aber vor dem im Versicherungsschein ausgewiesenen
Versicherungsbeginn.

10. 1. 2. Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig ist
der'Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, der Versicherungsnehnner
weist nach, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.
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10:1, ?j_za^lt_derv?rs^h, erun9snshmerdenersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, kann
derverslchererschriftlich vom vertra9 zurücktreten, solange der Beitrag'nichtgezah1t'ista"es~sei
denn, derVersicherungsnehmer weisfnach, dass er "die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.

10.2. Folgebeitrag, Zahlungsverzug

10. 2. 1. Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, am Monatsersten des
vereinbarten Beitragszeitraums fällig.

Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein oder in der
Beitragsrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt.

10. 2. 2. Wird^der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt gerät der Versicherungsnehmer ohne
in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreteiThat.

Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen Schadens zu
verlangen. ' w -

10-2-3-_Der Vsrs'cherer wird den Versicherungsnehmer in Textformzur Zahlung auffordern und
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen setzen.

Is^ der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in Verzug,
besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der
Zahlungsaufforderung darauf hingewiesen wurde".

10.2.4. Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf der Zahlungsfrist noch mit der Zahlung in
^ug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist'in Schnftform

kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer Ä.10. 2.3.
darauf hingewiesen hat.

Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines
Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen
dem Zugang und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Vsrsicherungsschutz"

1. 0;2-5-. ?ei Teilzahlung des Jahresbeitrages werden die noch ausstehenden Raten des
Jahresbeitrages sofort fällig, wenn der yeFsicherungsnehmer mit der Zahlung-einer~'Rate"in
Verzug gerät. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlangen"
10.3. Rechtzeitigkeit bei Lastschriftverfahren

.

!.̂ "1JS! dJ®,Einzi®hung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig,
^f.^.. ^?L-^elt^g"ZIJ-delrl im Yereicherungsschein oder der BeJtragsrechnung angegebenen
FalHgkeitstag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer'berechtFE
Einziehung nicht widerspricht. " " --. --..."-

10-3;2'Korlrlte d®r fällige Beitrag ̂)hne Verschulden des Versicherungsnehmers vom Versicherer
l?^t-?."1^z-?_g-®nvi?erden,' istdiezaNun9 auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach
einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt.

,
!-9:?;3-:-^rl!?_, d^r fällige. ,Beit'?9 Picht eingezogen werden, weil der Versicherungsnehmer die
Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder'hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen
zu vertreten, dass der_ Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer
{:>,T^fJ1Jtig_t'-. künftig. zahlurt9" , ?.ußel'l?.?lb d9s 1-astschriftverfahrens zu" verlang~en""Der
ye rs!ohel'ljngs^ehmer lst zur ubermittlun9 des. Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom

Versicherer in Textform hierzu aufgefordert worden ist.

10.4. Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

10.4. 1. Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnissss vor Ablauf der
Y^s^!-h:?-^u-n.g^e!.iod^ste^t,.dem ver!sicherer für diese yersTcherungsperiode nur derJenTge feil
des Beitrags zu, der demZeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden'hat'.'
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Dies gilt sinngemäß für den Fall des Widerrufs.

10.4. 2. Wird das Versicherungsverhältnis durch Rücktritt wegen Verletzung vorvertraglicher
Änzergepflichten'oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arQlistiger Täuschung beendet

steht'a'~dem"'Versicherer der Beitrag bis zum Wirksämwerden der Rücktritts-oder
Anfechtungserklärung zu.

10.4.3. Tritt der Versicherer wegen Nichtzahlung des Erst- bzw. Einmalbeitrags zurück, kann er
eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen.

10.5. Beitragsregulierung

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Erhalt einer Aufforderung des Vsrsicherers>
weiche auch durch einen der Beitragsrechnung aufgedruckten Hinwegs erfolgen kann, Mitteilung
daruber'zu machen, ob und welche Änderung in dem versicherten Risiko gegenüber den zum
Zwecke der Beitragsbemessung gemachten Angaben eingetreten ist.

Diese Anzeige ist innerhalb eines Monats nach Erhalt der Aufforderung zu machen.

Auf Aufforderung des Versicherers sind die Angaben durch die Geschäftsbücher oder sonstige
Belege nachzuweisen.

Unterlassungen oder unrichtige Angaben zum Nachteile des Versicherers berechtigen diesen
unbeschadet weitergehender Rechte, eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des festgestellten
Beitragsunterschieds vom Versicherungsnehmer zu erheben, sofern 19tzterernic,ht l:>?,weis[' ̂ ss
die Ünteriassungen oder unrichtigen Angaben ohne ein von ihm zu vertretendes Verschulden
gemacht worden sind.

10.6. Beitragsfestsetzung

Auf Grund des Verlängerungs-/ Regulierungsfragebogsns oder sonstiger Feststellungen wird der
Beitrag'fur das kommende Versicherungsjahr festgesetzt. Dies gilt auch in Ansehung neu hinzu
kommender Mandate (A. 11. 4).

Beim Fortfall eines Risikos (eines Mandates, siehe Versicherungsschein) wird der etwaige
Minderbeitrag vom Eingang der Anzeige ab berechnet.

11. Anzeigepflichten, Gefahrerhöhung, andere Obliegenheiten

11. 1. Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklarung demj/ereicherer^alle
seine "bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt
hat"und~di'e'für~den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten
Inhalt zu schließen.

Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige ^verpflichtete als nach ^seiner
VertragsecklarungT aber vor Vertragsannahme, der Versicherer Fragen im Sinne des Satzes 1
stellt.

11.2. Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Entschluss desVersicherers
Einfluss'auszuuben, den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.

11. 3. Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers geschlossen und kennt
dieser"den-gefahrerheblichen Umstand, muss sich der Versichemngsnehmer so behandeln
lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arglistig verschwiegen.

11.4. Der Versicherungsnehmer ist - unbeschadet Ziffer 10.6 - verpflichtet, Veränderungen
hin'sichtlfch denm'VersTcherungsschein und seinen Nachträgen bezeichneten Mandate (vgl. A. 1.
und A. 1. 1. ) dem Versicherer anzuzeigen.

Vorbehaltlich abweichender Regelungen gilt dabei folgendes:
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Im Falle von Veränderungen bei, bereits versicherten Mandaten, wie Z. B. bei Funktionswechseln
in den Vorstand, Aufsichtsrat etc. ), hat die Anzeige unverzüglich, in allen übrigen Failen

ill oder Übernahme neuer Mandate) binnen 3 Monaten nach" Bestellung/Äufnahme'der
Tätigkeit zu erfolgen.

Ein__untemehmenswechsel ist, auch bei Aufrechterhaltung einer Funktion, stets als die
eines neuen Mandates zu werten. Entsprechendes gilt bei der Übernahme weiterer

Mandate innerhalb eines Konzerns oder einer Unternehmensgruppe. . -...,.-

iF^'L-cli^?.aueL<::ler. l?^sik,OE>rüf^'?g durch den Versicherer besteht vorab Versicherungsschutz ab
des Mandats (Vorsorgeversicherung) welcher rückwirkend entfäNt, ''wenn-der

Übernahme des Versicherungsschu'tzes endgültig ablehnt hat.

12'_A"zeig® des Vereicherungsfalles und sonstige Obliegenheiten nach Eintritt des
Versicherungsfalles

12.1. Anzeige des Versicherungsfalles

12. 1. 1. Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen.

WLrd^eirl_, Ermittlungsv?rfahren ei.n9e!®itet, s.in selbständiges Beweisverfahren angeordnet oder
^^. -.T1.11-. ,strafbefehl oder Bescheid, der den Ersatz eines Vermogenss^hadens' zum
Gegenstand hat oder ZLIr Fot9e haben konnte, so hat der Versicherungsnehmer dem'VersTcherer
unverzüglich Anzeige zu erstatten, auch wenn der Versicherungsfall selbsYbereits'angeze'igt

^-?,T-g-e^"^^en^. vefsicl?®l'u,ngsrl®hmer.. 6in An.sPr^c.h . gsnchtlich geltend gemacht,
beantragt oder gegen diesen gerichtlich der Streit verkündet, so" ist "dies

, 11s unverzüglich anzuzeigen: Das gleiche "gilt im Falle eines Arrestes'oder" einer
einstweiligen Verfügung.

Gegen, einen Mahnbescheid muss der Vsrsicherungsnehmer fristgemäß Wie
dass es einer Weisung des Versicherers bedarf" - ... -. -^. --.. _... "g_..,

12. 1.2. Zur Wahrung der Fristen genügt die rechtzeitige Absendung der Anzeige.

/1^:-1L:?'*u^bleibt die rechtzeiti9e Anzeige, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet

Dies gilt nicht, wenn der Versicherer auf andere Weise vom Versicherungsfall rechtzeitia Kenntnis
erlangt hat.

12.2. Weitere Behandlung des Versicherungsfalles

12l2;, L.. Der_versicherungsnehmer hat den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über
sämtliche Umstände des Versicherungsfalls zu unterrichten sowie'BeweismTttelanzuaebe'n'und
Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen. -~

12. 2. 2. Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Versicherungsfall bestehenden
Versicherungsschutzes.

Ergreiftder, ye rslcherungsnehmer Maßnahm®.rl zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen,
_de/_ye rsich®rer/den umfan9. de^versicherun9äschutzes bestätigt hat und entstehen'du^

solche Maßnahmen Kosten, trägt'der Versicherer nur die Kosten, die er bei'einer'Bestatiauna'vdr
Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen gehabt hätte. -'-----. --

»12-2:3L-Der "Yerslchel',LIngsnehm®r ist verptiichtet, unter Beachtung der Weisungen des
nach Möglichkeit für die Abwendung oder Minderung des Schadens zu soTgen und

alles zu tun, was_zur Kfarstellung des Versicherungsfalles dient, "sofern 1hm dabei" nichts1j?ibiilic
zugemutet wird. Er hat den Versicherer
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- bei der Abwehr des Schadens sowie bei der Schadenermittlung und -regulierung zu
unterstützen,

- ausführliche und wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten,

- alle Tatumstände, welche auf den Versicherungsfall Bezug haben, mitzuteilen und

- alle nach Ansicht des Versicherers für die Beurteilung des Versicherungsfalles erheblichen
Schriftstücke einzusenden.

12. 2. 4. Den aus Anlass eines Versicherungsfalles eri'orderlichen Schriftwechsel hat der
Versicherungsnehmer unentgeltlich zu führen.

12. 2. 5. Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von Konten, ^die der

Versicherer'" getragen' hat, gehen mit ihrer" Entstehung auf diesen^ über. Die für
GeltendmachSng-der Ansprüche notwendigen Unterlagen'hat der y®l'sicl?erun9sn,e^^r
Versicherer" auszuhändigen und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen
mi'tzuwirken. ~Dem"VersTcherungsn©hm©r bereits erstattete" Kosten sind an den Versicherer
zurückzuzahlen.

12.3. Erledigung des Versicherungsfalles

Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis^
Befnedigung' oder'Vergleich an dem ̂ Widerstand des ye rsicherungsnehmers schetert oder

derVereicherer'seinen'vertragsgemäßen Anteil zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung
stellt, hat der Versicherer 'für den von der Weigerung bzw. der Zurverfügungstellung an
entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen.

13. Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten

13. 1. Obliegenheitsverletzung vor Eintritt desVersicherungsfalles

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus diesem Vertrag, die er vor Ejntritt des
Versicherungsfalles zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos jnSchriftform. kündigen.

Der Versicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die
Öbitegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte.

13.2. Vorsätzliche und grob fahrlässige Obliegenheitsverletzungen

Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, ist der Versicherer nicht zur
Leistung verpflichtet.

Der Versicherer bleibt indes zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungsnehmer nachweist,
dass'die"Verletzung-der Obliegenheit weder auf den Vereicherungsfajl oder dessen FeststeHung^
noch auf den~Ümfa<ng der Leistungspflicht oder dessen Feststellung Einfluss gehabt hat. Dies gilt
nicht, wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

Bei .grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtjgt seine Leistung
in'ehem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis
zu "kurzen^ die Beweislast für das Nichtvoriiegen einer groben Fahrlässigkeit trägt
Versicherungsnehmer.

Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der Versicherer ein ihm nach
Ziffer A. 13. 1. zustehendes Kündigungsrecht ausübt.

13.3. Kündigung wegen arglistiger Täuschung

Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung anzufechten, bleibt
unberührt.
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14. Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung
14.1 Schrifterfordernis

AliefürLclen_Yersioherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sind schriftlich abzugeben, sofern
nicht ̂ ausdrücklich ̂ etwas anderes - z.'B. Textform -" bestimmt ist." sie"sdTen"an~'die

des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder "in dessen
iträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. :

14.2 Anschriftenänderung

Hat..del'..Yersich®m.ngsrl®hmer ®in®. Änderung seiner Anschrift dem Versicherer nicht mitgeteilt,
??l?^Lf^r_e'^e wiNens®rl<larung, die dem Versichemngsnehmer gegenüber~abzugeben"1lt, 'die
Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte'dem Versi'cherer'bekaTmte'Anschnft. ' Die

gilt drei Tage nach der Absendung als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall
einer Namensänderung des Versicherungsnehmers."

15. Gerichtsstand und anzuwendendes Recht

^ur*KLagen aus-dem Yersicheru"gsverti'ag gegen den Versicherer bestimmt sich die gerichtliche
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versic

zuständigen Niederlassung.

LSL^T1 Y?^hefurl?, srle?1?r1er eine n,atürliche perso.n> ist auch das Gericht örtlich zuständig, in
d®s.s®n_Bezirkder Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung~s©inen'Wohnsib~ode'r, in

eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat Für Klaaen aeaen den
Versicherungsnehmer ist dieses Gericht ausschließlich zuständig.

l«l.axt-_d^ll,. y^sich®ru_,rlgsrl^hTer n.ach Vertragsschtuss seinen Wohnsitz oder gewöhnlichen
^ff-n.tl?^?!l. a.u,SL 51e^"Geltu^9?bereic. h. d®s'.V®rsich6rungsvertragsgesetzes~ve^6gt~oder"Tst

lT-z^. itPÛ ^Tr_K^g®9rh®bun?nicht bekaPnt\^estJ^mt sichdie9eric^
J^la^^au^^e^Yer?ich^r^ngsvertra? 9e9e.n d®n."ver?iche.r9Toderdenversrch~6^^^^^

dem Sitz des Versicherers oder' seiner für den Versicherungsvertraa' zuitändiaen

Auf^ den Versicherungsvertrag findet ausschließlich deutsches Recht Anwenduna. Die
Vertragssprache ist deutsch.

B. Besonderer Teil

1. Abwehr-und Kostenschutz

1.1. Verfahrensführung, Anwaltswahl

?.^.y?^i?h?"r?-l'-s?f?tfül'. di®..notw?ndi9e 9er?chtliche und außergerichtliche Wahrnehmung der
Interessen des Versicherungsnehmers und trägt .dTe dem Versicherungsnehmer

entstehenden Kosten. Dies gilt auch insoweit, als die Höhe des "geitend'glmac
Anspruchs (Streitwert) die Versicherungssumme übersteigt. "- -- »--.-

Die Anwaltswahl steht dem Versicherungsnehmer zu.

Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, wenn

- der Versicherungsnehmer dies verlangt;

_ der ̂Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem Versicherer die alsbaldk
Beauftragung eines Rechtsanwalts notwendig erscheint.

.

l=a!!_s. d_er,v®rsicherungsrlehmer. den. Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauftragt hat, wird dieser
vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers beauftragt.

Für die Tätigkeit des Rechtsanwalts ist der Versicherer nicht verantwortlich.
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1.2. Kosten

Der Versicherer übernimmt die gebührenordnungsmäßigen Kosten und - nach Abstimmung -
darüber hinausgehende Kosten im Rahmen von Honorarvereinbamngen.

Kosten sind Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und _Gerichtskosten, Aufwendungen zur
"oder'Mind'erungdes'Schadens bei oder nach Eintritt des Versicherungsfaltes sowie

'SchadenermittTungskosten, auch Reisekosten, dis dem Versicherer nicht selbst entstehen.
gHt'auch dann, 'wenn diese'Kosten auf Weisung des Versicherers entstanden sind.
Der Versicherer trägt Reisekosten des Versicherungsnehmers für Rsisen, a"d©"_ort"d®s

J'iaen "ausländischen Gerichts, wenn das Erscheinen des ye rsicherungsnehmers
3en oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. Dje Kosten

zuroHohe"der~fur"Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen.

1.2.1. Weitere Kosten

In Erweiterung zu A.2. hat der Versicherungsnehmer ̂ das Recht einen Rechtsanwalt
Wirtschaftsprüfer oder sonstigen Sachverständigen mit der Wahrnehmung seiner Interessen zu
beauftragen, sofern eine Inanspruchnahme wahrscheinlich ist.

Abweichend von B. 1. 1 gilt diese Regelung nur, soweit der Versicherer der Beauftragung des
Rechtsanwalts nicht widersprochen hat. Dem Versicherer ist die beabsichtigte
unverzüglich und schriftlich mitzuteilen.

1.2.1.1. Kosten bei Persönlichkeltsrechtsverletzungen

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die erforderlichen Kosten zur Wahrung von
Personl'ichkeitsrechten des Versicherungsnehmers im Zusammenhang mit einem unter
Versicherungsschutz fallenden Ereignis (vgl. A. 2. und B. 1. 2. 1. ).

Diese Kosten sind Gerichts- und Anwaltskosten eines Verfahrens, mit dem der Erlass einer
einstweilFgen" Verfügung begehrt wird, auch wenn es sich ,um ^nsPrüd^^auJ _l-lnterl^sun?
handeFt. " Soweit ein'WiderrufsverIangen oder ein Anspruch auf Unterlassen geltend gemacht wird,
ersetzt'der Versicherer auch außergerichtliche Anwattskosten, die dem Versicherungsnehmer
entstehen.

Umfasstsind insbesondere die Kosten einer Gegendarstellung und eines ̂ PR-Beraters. Die Wahl
des'PR-'Beraters steht dem Versicherungsnehmer in Abstimmung mit dem Versicherer zu.

Bei einer Rufschädigung nach §§ 185, 186 StGB übernimmt der Versicherer zusätzlich die Kosten
der Privatklage nach § 374 ff StPO.

Die Leistungen des Versicherers bezüglich der Kosten de_s^R-Beratersund_ der Privatklage sind
au~f 20 % der Versicherungssumme, maximal jedoch auf 25.000 EURbegrenzt.

1.2.1.2. Strafrechtsschutz, behördlicher Rechtsschutz, Kosten für Sicherheitsleistung,
Auslieferungsverfahren

Wird gegen einen Versicherungsnehmer wegen eines Verstoßes, welcher einen versicherten
"zur'Folge haben kann, ein Straf- oder Ordnungswidrjgkeitsverfahren^oder^ein^

be'hördNches Üntersuchungsverfahren eingeleitet, übernimmt der Versicherer die Ab
für den Versicherungsnehmer zum Zwecke der Verteidigung.

Unter den gleichen Voraussetzungen gewährt der Versicherer auch ein zinsloses Darlehen für die
"eTner"straf-~ode-r"ziviJrechtlichen Sicherheitsleistung (Kaution); . sk Wird gegen den

VersTchemng'snehmer 'wegen einer Pflichtverletzung Untsrsuchungshaft_ an.9eordnet, ,od.e^em,
formeiier Bescheid über ein Auslieferungsgesuch zugestellt oder ihm gegenüber ein Haftbefeh

'eines 'Äusiieferungsgesuches vollstreckt, so 'übernimmt der Versicherer zusatzli
notvrendigen und "angemessenen Auslagen des Versicherungsnehmers. Diese ̂ bemhal^en
Versandiro sten'fur Medikamente, gegebenenfalls Verpflsgungs- und Unterbringungskosten
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XeLslch®run_g^nel1m®,rs' die Kosten d6r Benachrichtigung naher Angehöriger sowie die im
der Einschaltung von Behörden, Z. B. Konsulate'und Botschaften^anfalienden'kosten.

1.2.1.3. Unterlassungs- und Auskunftsansprüche

wlrd_gegenüber dem. Versicherungsnehmer im Zusammenhang mit einem Versicherungsfall ein
isJ3der. AuskunftsarlsPruch. nach derl Vorschriften des gewerblichen Rechtsichutzes

Patentrecht, Urheberrecht), des Kartellrechts oder des Wettbewerbs rechts"
tLÜ_bernimmt, deLversicherer. die Kosten d®r Abwehr des Anspruchs^Dle'Leistung^n'des

sind auf 10% der Versicherungssumme, max. 50.000 Euro begrenzt.

1.2.1.4. Kosten der Rechtsabwehr bei ungerechtfertigter Bereicherung

Der-vere^cherer.. trägt.. die ,",°twe"digen_ Kosten im Zusammenhang mit der Abwehr von
Arlspruchen, , wegen. Rückzahlung oder Rückgabe von Bezugen, -t^ntie'men'"oder"'sonsti"£

», weicne aer versicnerungsnehmer im Zusammenhang mit der versicherten Tätiakeit
wlrksam®n, _Rechtsgmnd. erhalten hat °der erhalten haben soll. Dies gilt, 'bisdas'Vorii^ge'n einer
ungerechtfertigten Bereicherung festgestellt oder diese anerkannt würde. " Die" Leistu^aen''des

sind auf 10% der Versicherungssumme, max. 50. 000 Euro begrenzt.

1.2. 1.5. Kosten bei Aufrechnung mit Gehaltsansprüchen

Erl<!art_, das.Jew®ilige. Unternehmen, bei dem der Versicherungsnehmer in seiner versicherten
tätig ist aufgrund behaupteter Ansprüche, " welche im""'Rahmen~"~des

Vertrages versichert wären, gegenüber dem '
isn Gehaltsansprüchen des Versicherungsnehmers, übemimmt"'de'r

Kosten der Abwehr des Anspruchs bzw; die Kosten für den Äktivproze'ss.''in
welchem die Berechtigung der Forderungen überprüft wird. ----- - -'.. ... ".. r. --,

DaaGJeiche gilt fürdie l=älle'in welchen die Lohnzahlung wegen Arrest, Beschlagnahme oder
eines Ausübungsverbotes eingefroren, entzogen oder beschlagnahmt wurde.

2. Freistellung von Schadenersatzansprüchen

2.1. Versicherungsumfang

SeLY?!?!c2le. r?1ü_b.T/r"m^t, die. sch^.d.en. s®rsatzleist?J!]9?h' zu d9nen der Versicherungsnehmer in
mit versicherten Tätigkeiten gemäß'A.1". 1 aufgrund Gesetzes, rec'htskraftfE

i, Anerkenntnisses oder Vergleiches verpflichtet und soweit der Versicherer hierdurch
gebunden ist (vgl. A. 4. 1. ).

2.2. Mitversicherung des Selbstbehaltes einer Unternehmens-D&O

D®Lversich6rer ,übemimmt d6rl gesetzlich oder vertraglich festgelegten Selbstbehalt (SB) des
5, sowie eventuelle hiermit in Zusammenhang stehende Kosten soweFt'

- der Versicherungsnehmer zu einer Schadenersatzleistung verpflichtet ist,

-^ für die unter einem Unternehmens-D&O-Vertrag Versicherungsschutz mit bindender Wirkuna für
Versicherer besteht und

w. aui-dLesem^. untemehTens'D&o". vertra9 elrle diese Selbstbeteiligung beinhaltende
als Vorleistung erbracht wurde, welche von dem Versicherunasnehme'rdes

hiesigen Vertrages zurück gefordert wird oder

- der andere Versicherer unter Abzug der Selbstbeteiligung geleistet hat.

2.3. Mitversicherung des Dienstwagenersatzes

^r^derl_,. Fa11' dass.. d®m..ve!'siche. run9snehm®r aufgrund einer bestrittenen, versicherten
^Möglichkeit der Nutzung eines Dienstwagens genommen wird, ube'rmmmt

für die Anmietung eines vergleichbaren Modells. Die Leistungspfl'icht
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des Versicherers ist auf ein Sublimit in Höhe von 25.000 Euro pro Versicherungsfall und
Versicherungsperiode begrenzt.

Sofern sich der Vorwuri; der Pflichtverletzung nicht bestätigen sollte und dem
Versicherungsnehmer aufgrund dessen ein Ersatzanspruch gegenüber dem yni6T^mQn
zusteht, " geht dieser autoinatisch in Höhe der vom Versicherer geleisteten Zahlung auf diesen
über.

2.4. Psychologische Betreuung

Sofern erforderlich, übernimmt der Versicherer in versicherten Fallen die Kosten für
i'e Betreuung des Versicherungsnehmers, sofern diese Kosten nicht voji einer

(rankenversichemng'getragen werden. Die Leistungspflicht des Versicherers ist auf^ein^Sublimit
tn"Hohe'von"25. 000Euro pro Versicherungsfall und Versicherungsperiode begrenzt. Die Wahl des
Betreuers steht dem Versicherer zu.
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